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37. Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens, betreffend das Verfahren in bürgerlichen Rechtssachen
durch die Bundesrepublik Deutschland.

38. Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens über die Gründung einer Internationalen Organisation
für das gesetzliche Meßwesen (Eichwesen) durch Belgien und Iran.

39. Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Schweden zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen.

40. Konvention über die Regelung der Schiffahrt auf der Donau.
4 1 . Abkommen über die Errichtung einer Europäischen Organisation für kernphysikalische Forschung.
42. Europäisches Abkommen zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten.

3 7 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 22. Jänner 1960 über die Ratifikation
des Übereinkommens, betreffend das Ver-
fahren in bürgerlichen Rechtssachen durch

die Bundesrepublik Deutschland.

Nach einer Mitteilung der Königlich Nieder-
ländischen Botschaft in Wien hat die Bundes-
republik Deutschland das Übereinkommen, be-
treffend das Verfahren in bürgerlichen Rechts-
sachen, BGBl. Nr. 91/1957, ratifiziert.

Das Übereinkommen ist gemäß seinem Art. 28
für die Bundesrepublik Deutschland am 1. Jänner
1960 in Kraft getreten.

Raab

3 8 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 26. Jänner 1960, betreffend die Rati-
fikation des Übereinkommens über die
Gründung einer Internationalen Organi-
sation für das gesetzliche Meßwesen (Eich-

wesen) durch Belgien und Iran.
Nach einer Mitteilung der Französischen Bot-

schaft in Wien haben Belgien und Iran das Über-
einkommen über die Gründung einer Inter-
nationalen Organisation für das gesetzliche
Meßwesen (Eichwesen), BGBl. Nr. 171/1958,
ratifiziert.

Laut einer Erklärung der Belgischen Regierung
erstreckt sich die Ratifikation auch auf Belgisch-
Kongo und das Mandatsgebiet Ruanda-Urundi.

Raab

39.
Nachdem das am 14. Mai 1959 in Stockholm unterzeichnete Abkommen zwischen der Republik

Österreich und dem Königreich Schweden zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, welches also lautet:

Abkommen zwischen der Republik Öster-
reich und dem Königreich Schweden zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und

vom Vermögen.

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und Seine Majestät, der König von Schweden sind,
von dem Wunsche geleitet, auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen
die Doppelbesteuerung nach Möglichkeit zu ver-
meiden, übereingekommen, ein Abkommen ab-
zuschließen. Zu diesem Zweck haben zu ihren
Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Herrn Dr. Rudolf Krippl-Redlich-Redensbruck,
Seinen außerordentlichen und bevollmächtigten
Botschafter.
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Seine Majestät, der König von Schweden:
Herrn Östen Undén, Minister für Auswärtige

Angelegenheiten.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten folgendes vereinbart:

Artikel 1

(1) Dieses Abkommen findet Anwendung auf
natürliche und juristische Personen, die ihren
Wohnsitz im Sinne des Artikels 2 im Königreich
Schweden oder in der Republik Österreich oder
in beiden Staaten haben.

(2) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf
die Art der Erhebung, für Steuern vom Einkom-
men und vom Vermögen, die für Rechnung eines
jeden der beiden Staaten, seiner Länder, Ge-
meinden oder Gemeindeverbände (auch in Form
von Zuschlägen) erhoben werden.

(3) Als Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen gelten alle Steuern, die vom Gesamt-
einkommen, vom Gesamtvermögen oder von
Teilen des Einkommens oder des Vermögens er-
hoben werden, einschließlich der Steuern vom
Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder
unbeweglichen Vermögens sowie der Steuern vom
Vermögenszuwachs,

(4) Zu den Steuern, für die dieses Abkommen
gilt, gehören zurzeit insbesondere:

1. im Königreich Schweden
a) die staatliche Einkommensteuer,
b) die Kuponsteuer,
c) die Seemannsteuer,
d) die Sondersteuer von Aktiengesellschaften

auf Ausschüttungen bei Kapitalherabset-
zung und bei Nichtausschüttung vorhan-
dener Gewinne,

e) die staatliche Vermögensteuer,
f) die Waldpflegeabgabe,
g) die allgemeine Gemeindesteuer,
h) die Abgaben auf besondere Vorteile und

Gerechtigkeiten;

2. in der Republik Österreich
a) die Einkommensteuer (einschließlich der

Lohnsteuer und der Kapitalertragsteuer),

b) die Körperschaftsteuer (einschließlich der
Kapitalertragsteuer),

c) die Vermögensteuer,
d) der Beitrag vom Einkommen zur För-

derung des Wohnbaues und für Zwecke des
Familienlastenausgleiches,

e) die Aufsichtsratsabgabe,
f) die Gewerbesteuer (einschließlich der Lohn-

summensteuer),
g) die Grundsteuer.

(5) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern
gleicher oder ähnlicher Art, die künftig neben
den geltenden Steuern oder an deren Stelle er-
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hoben werden. Die obersten Finanzbehörden der
beiden Staaten werden sich am Ende eines jeden
Jahres die in ihren Steuergesetzen eingetretenen
Änderungen mitteilen.

(G) Die obersten Finanzbehörden der beiden
Staaten werden im beiderseitigen Einvernehmen
etwaige Zweifel darüber klären, für welche
Steuern dieses Abkommen zu gelten hat.

(7) Die in diesem Abkommen genannten ober-
sten Finanzbehörden sind auf Seiten der Repu-
blik Österreich das Bundesministerium für Finan-
zen und auf Seiten des Königreiches Schweden
das Finanzministerium oder die Behörde, der es
übertragen worden ist, an Stelle des Finanzmini-
steriums Fragen dieses Abkommens 2u behandeln.

Artikel 2

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten Einkünfte, für die in diesem
Abkommen keine Regelung getroffen ist, so hat
dieser Staat das Besteuerungsrecht für diese Ein-
künfte.

(2) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten" eine natürliche oder juristi-
sche Person, die nach dem Rechte dieses Staates
dort auf Grund ihres Wohnsitzes, ihres gewöhn-
lichen Aufenthaltes, des Ortes ihrer tatsächlichen
Leitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals
steuerpflichtig ist.

(3) Ergibt sich nach den Bestimmungen des Ab-
satzes 2 für eine natürliche Person ein Wohnsitz
in beiden Staaten, so ist der Wohnsitz im Sinne
dieses Abkommens wie folgt zu ermitteln:

a) Der Wohnsitz einer natürlichen Person gilt
als in dem Staat gelegen, in dem sie über
eine ständige Wohnstätte verfügt. Verfügt
sie in beiden Staaten über eine ständige
Wohnstätte, so gilt ihr Wohnsitz als in dem
Staat gelegen, zu dem sie die engeren per-
sönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen
hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen);

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem
der beiden Staaten die Person den Mittel-
punkt der Lebensinteressen hat, oder ver-
fügt sie in keinem der Staaten über eine
ständige Wohnstätte, so gilt ihr Wohnsitz
als in dem Staat gelegen, in dem sie ihren
gewöhnlichen Aufenthalt hat;

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt in beiden oder in keinem der beiden
Staaten, so gilt ihr Wohnsitz als in dem
Staat gelegen, dessen Staatsangehörigkeit sie
besitzt;

d) gehört die Person beiden oder keinem der
Staaten an, so werden die obersten Finanz-
behörden der beiden Staaten die Frage im
beiderseitigen Einvernehmen regeln.
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(4) Ergibt sich nach den Bestimmungen des Ab-
satzes 2 für eine juristische Person ein Wohnsitz
in beiden Staaten, so gilt ihr Wohnsitz im Sinne
dieses Abkommens als in dem Staat gelegen, in
dem sich der Or t ihrer tatsächlichen Leitung be-
findet. Dasselbe gilt für Personengesellschaften
(handelsbolag, kommanditbolag, enkelt bolag,
partreden, gruvbolag) und andere Personenver-
einigungen, die nach den für sie maßgebenden
innerstaatlichen Gesetzen keine juristischen Per-
sonen sind.

Artikel 3

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten Einkünfte aus unbeweglichem
Vermögen (einschließlich des Zubehörs sowie des
einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb
dienenden lebenden und toten Inventars), das in
dem anderen Staate liegt, so hat der andere Staat
das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte. Be-
rechtigungen, auf welche die privatrechtlichen
Vorschriften über Grundstücke Anwendung fin-
den, sind dem unbeweglichen Vermögen gleich-
zustellen.

(2) Absatz 1 gilt sowohl für die durch unmittel-
bare Nutzung als auch für die durch Vermietung,
Verpachtung und jede andere Art der Nutzung
des unbeweglichen Vermögens erzielten Ein-
künfte, insbesondere aus festen oder veränder-
lichen Vergütungen für die Ausbeutung von
Grund und Boden sowie für Einkünfte, die bei
der Veräußerung von unbeweglichem Vermögen
erzielt werden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch dann, wenn
die genannten Vermögensgegenstände zu einem
gewerblichen Unternehmen (Artikel 4 und 7) ge-
hören.

(4) Was als unbewegliches Vermögen oder als
Zubehör gilt und was als dem unbeweglichen
Vermögen gleichgestellte Berechtigung oder als
Nutzungsrecht anzusehen ist, beurteilt sich nach
den Gesetzen des Staates, in dem der betreffende
Gegenstand oder der Gegenstand, auf den sich
das in Rede stehende Recht bezieht, liegt.

Artikel 4

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten Einkünfte aus einem gewerb-
lichen Unternehmen, dessen Wirkung sich auf
das Gebiet des anderen Staates erstreckt, so hat
der andere Staat das Besteuerungsrecht für diese
Einkünfte nur insoweit, als sie auf eine dort be-
findliche Betriebstätte des Unternehmens ent-
fallen.

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 sind auch
auf Einkünfte aus offenen oder stillen Beteili-
gungen an einem gesellschaftlichen Unternehmen
anzuwenden, mit Ausnahme der Beteiligungen in
Form von Aktien, Kuxen, Genußscheinen, Obli-
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gationen mit Gewinnbeteiligung, sonstigen Wert-
papieren sowie der Anteile an Genossenschaften
und Gesellschaften mit beschränkter Haftung.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sowohl für die
durch unmittelbare Nutzung als auch für die
durch Vermietung, Verpachtung und jede andere
Ar t der Nutzung des gewerblichen Unternehmens
erzielten Einkünfte sowie für Einkünfte aus der
Veräußerung eines Unternehmens im ganzen,
eines Anteiles am Unternehmen, eines Teilbe-
triebes oder von Gegenständen, die im Unter-
nehmen benutzt werden.

(4) Der Betriebstätte sollen diejenigen Ein-
künfte zugewiesen werden, die sie erzielt hätte,
wenn sie sich als selbständiges Unternehmen mit
gleichen oder ähnlichen Geschäften unter gleichen
oder ähnlichen Bedingungen befaßte und Ge-
schäfte wie ein unabhängiges Unternehmen tä-
tigte.

(5) Bei der Ermittlung der aus der Tätigkeit
einer Betriebstätte erzielten Einkünfte ist grund-
sätzlich vom Bilanzergebnis der Betriebstätte aus-
zugehen. Dabei sollen alle der. Betriebstätte zu-
rechenbaren Ausgaben einschließlich eines Anteils
an den allgemeinen Verwaltungskosten des Un-
ternehmens berücksichtigt, jedoch künstliche Ge-
winnverlagerungen ausgeschlossen werden; insbe-
sondere ist die Vereinbarung von Zinsen oder
Lizenzgebühren zwischen den Betriebstätten des-
selben Unternehmens unbeachtlich.

(6) In besonders gelagerten Fällen kann bei der
Ermittlung der Einkünfte der Gesamtgewinn des
Unternehmens aufgeteilt werden. Bei Versiche-
rungsunternehmen kann in solchen Fällen als
Maßstab das Verhältnis der Rohprämieneinnah-
men der Betriebstätte zu den gesamten Rohprä-
mieneinnahmen des Unternehmens zugrunde ge-
legt werden. Die obersten Finanzbehörden der
beiden Staaten sollen sich zu einem möglichst
frühen Zeitpunkt verständigen, wenn dies für
die Aufteilung der Einkünfte im einzelnen Fall
erforderlich ist.

(7) Absatz 1 ist entsprechend auf die Gewerbe-
steuer anzuwenden, die von einer anderen Be-
messungsgrundlage als den Einkünften erhoben
wird.

Artikel 5

(1) Der Begriff „Betriebstätte" bedeutet eine
feste Geschäftseinrichtung, in der die Tätigkeit
des Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt
wird.

(2) Als Betriebstätten gelten insbesondere:
a) ein Or t der. Leitung,

b) eine Zweigniederlassung,
c) eine Geschäftsstelle,
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d) eine Fabrikationsstätte,

e) eine Werkstätte,

f) ein Bergwerk, ein Steinbruch oder eine
andere Stätte der Ausbeutung von Boden-
schätzen,

g) eine Bauausführung oder Montage, deren
Dauer zwölf Monate überschreitet.

(3) Als Betriebstätten gelten nicht:

a) die Benutzung von Einrichtungen aus-
schließlich zur Lagerung, Ausstellung oder
Auslieferung von dem Unternehmen ge-
hörenden Gütern oder Waren;

b) das Unterhalten eines Bestandes von dem
Unternehmen gehörenden Gütern oder
Waren ausschließlich zur Lagerung, Aus-
stellung oder Auslieferung;

c) das Unterhalten eines Bestandes von dem
Unternehmen gehörenden Gütern oder
Waren ausschließlich zur Bearbeitung oder
Verarbeitung durch ein anderes Unterneh-
men;

d) das Unterhalten einer festen Geschäftsein-
richtung ausschließlich zum Einkauf von
Gütern oder Waren oder zur Beschaffung
von Informationen für das Unternehmen;

e) das Unterhalten einer festen Geschäftsein-
richtung ausschließlich zur Werbung, zur
Erteilung von Auskünften, zur wissen-
schaftlichen Forschung oder zur Ausübung
ähnlicher Tätigkeiten, die für das Unter-
nehmen vorbereitender Art sind oder eine
Hilfstätigkeit darstellen.

(4) Eine Person, die in einem der beiden Staa-
ten für ein Unternehmen des anderen Staates
tätig ist — mit Ausnahme eines unabhängigen
Vertreters im Sinne des Absatzes 5 — gilt als
eine in dem erstgenannten Staat gelegene Be-
triebstätte, wenn sie eine Vollmacht besitzt, im
Namen des Unternehmens in diesem Staat Ver-
träge abzuschließen, und diese Vollmacht dort
gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich ihre
Tätigkeit auf den Einkauf von Gütern oder
Waren für das Unternehmen beschränkt.

(5) Ein Unternehmen eines der beiden Staaten
wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe
es eine Betriebstätte in dem anderen Staat, weil
es dort Geschäftsbeziehungen durch einen Makler,
Kommissionär oder einen anderen unabhängigen
Vertreter unterhält, sofern diese Personen im
Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit
handeln.

(6) Die Tatsache, daß eine juristische Person
mit Wohnsitz in einem der beiden Staaten eine
juristische Person beherrscht oder von einer sol-
chen beherrscht wird, die in dem anderen Staat
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ihren "Wohnsitz hat oder dort (entweder durch
eine Betriebstätte oder in anderer Weise) Ge-
schäftsbeziehungen unterhalt, macht für sich
allein keine dieser juristischen Personen zur Be-
triebstätte der anderen.

Artikel 6

(1) Wenn ein Unternehmen eines der beiden
Staaten vermöge seiner Beteiligung an der Ge-
schäftsführung oder am finanziellen Aufbau
eines Unternehmens des anderen Staates mit
diesem Unternehmen wirtschaftliche oder finan-
zielle Bedingungen vereinbart oder ihm solche
auferlegt, die von denjenigen abweichen, die mi t
einem unabhängigen Unternehmen vereinbart
würden, so dürfen Einkünfte, die eines der bei-
den Unternehmen üblicherweise erzielt hätte,
aber wegen dieser Bedingungen nicht erzielt hat ,
den Einkünften dieses Unternehmens zugerechnet
und entsprechend besteuert werden.

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß im Verhältnis
zweier Unternehmen, an deren Geschäftsführung
oder Vermögen dieselben Personen unmittelbar
oder mittelbar beteiligt sind.

Artikel 7

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten Einkünfte aus dem Betrieb
der Schiffahrt oder der Luftfahrt im internatio-
nalen Verkehr, so steht das Besteuerungsrecht
abweichend von Artikel 4 für diese Einkünfte
nur jenem der beiden Staaten zu, in dem sich
der Or t der tatsächlichen Leitung des betreffen-
den Unternehmens befindet, gleichgültig, ob der
Betrieb mit eigenen oder gecharterten Fahrzeu-
gen durchgeführt wird.

(2) Absatz 1 gilt auch, wenn ein Unternehmen
der Schiffahrt oder der Luftfahrt eines der bei-
den Staaten im Gebiet des anderen Staates eine
Agentur für die Beförderung von Personen
oder Waren betreibt. Dies gilt jedoch nur für
Tätigkeiten, die unmittelbar mit dem Betrieb
der Schiffahrt oder der Luftfahrt einschließlich
des Zubringerdienstes zusammenhängen.

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2
gelten auch für Beteiligungen von Unternehmen
der Luftfahrt an einem Pool oder einer Betriebs-
gemeinschaft und insbesondere für die Beteili-
gung der Gesellschaft „Aktiebolaget Aerotrans-
por t" an dem Konsortium „Scandinavian Air-
lines System".

(4) Absatz 1 ist entsprechend auf die Gewerbe-
steuer anzuwenden, die von einer anderen Be-
messungsgrundlage als den Einkünften erhoben
wird.
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Artikel 8

Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem der
beiden Staaten Einkünfte aus der Veräußerung
einer Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft, die
ihren Wohnsitz in dem anderen Staat hat, so hat
der erstgenannte Staat das Besteuerungsrecht für
diese Einkünfte. Werden diese Einkünfte durch
eine im anderen Staat gelegene Betriebstätte er-
zielt, so steht das Besteuerungsrecht nur diesem
anderen Staat zu.

Artikel 9

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten aus dem anderen Staat Ein-
künfte aus Lizenzgebühren oder anderen Ver-
gütungen für die Benützung oder das Recht auf
Benützung von Urheberrechten, Patenten, Ge-
brauchsmustern, Herstellungsverfahren, Waren-
zeichen oder ähnlichen Rechten (außer Rechten
die die Ausbeutung von Grund und Boden be-
treffen), so hat der Wohnsitzstaat das Besteue-
rungsrecht für diese Einkünfte. Sind jedoch der-
artige Vergütungen unverhältnismäßig hoch, so
gilt der erste Satz lediglich für den Teil der
Vergütungen, der einer angemessenen Gegen-
leistung entspricht. Insoweit solche Vergütungen
einer angemessenen Gegenleistung nicht entspre-
chen, hat der andere Staat unter Beachtung der
übrigen Bestimmungen dieses Abkommens das
Besteuerungsrecht für diese Einkünfte.

(2) Lizenzgebühren im Sinne des Absatzes 1,
die von einer Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz
in einem der beiden Staaten an eine Person mit
Wohnsitz im anderen Staat bezahlt werden, die
zu mehr als 50 v. H . am Grund- oder Stamm-
kapital der auszahlenden Kapitalgesellschaft be-
teiligt ist, können abweichend von den Bestim-
mungen des Absatzes 1 in dem erstgenannten
Staat besteuert werden; die Steuer darf jedoch
10 v. H . des Rohbetrages der Lizenzgebühren
nicht übersteigen. Auf Antrag des Empfängers
der Lizenzgebühren ist diese Steuer vom anderen
Staat auf seine Steuer anzurechnen, die auf diese
Einkünfte entfällt.

(?) Absatz 1 gilt auch für die Einkünfte aus
der Veräußerung der dort genannten Rechte.

(4) Wie Lizenzgebühren werden Mietgebühren
und ähnliche Vergütungen für die Überlassung
kinematographischer Filme, für die Benützung
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaft-
licher Ausrüstungen oder für die Überlassung
gewerblicher Erfahrungen behandelt.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht, wenn eine
Person mit Wohnsitz in einem der beiden Staa-
ten eine Betriebstätte in dem anderen Staat hat
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und die Einkünfte durch diese Betriebstätte er-
zielt. In diesem Fall hat der andere Staat das
Besteuerungsrecht für diese Einkünfte.

Artikel 10

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten Einkünfte aus beweglichem
Kapitalvermögen aus dem anderen Staat, so hat
der Wohnsitzstaat das Besteuerungsrecht für diese
Einkünfte. Werden diese Einkünfte durch eine
im anderen Staat gelegene Betriebstätte erzielt,
so steht das Besteuerungsrecht diesem anderen
Staat zu.

(2) Soweit im anderen Staat die Steuer von
inländischen Kapitalerträgen im Abzugsweg an
der Quelle erhoben wird, wird das Recht zur
Vornahme dieses Steuerabzuges durch Absatz 1
nicht berührt . Wenn die Steuer im Abzugsweg
erhoben wird, ist sie auf Antrag rückzuerstatten.
Der Antrag auf Rückerstattung muß innerhalb
von zwei Jahren nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die der Steuer unterliegende Lei-
stung fällig geworden ist, bei der zuständigen
Behörde des Wohnsitzstaates eingebracht werden.

(3) Die obersten Finanzbehörden der beiden
Staaten werden sich über das Verfahren zur
Durchführung der Entlastung von den im Ab-
zugsweg an der Quelle erhobenen Steuern von
Einkünften aus beweglichem Kapitalvermögen,
insbesondere über die Form der erforderlichen
Bescheinigungen und Anträge, über die Art der
beizubringenden Beweise sowie über die gegen
die mißbräuchliche Geltendmachung von Ent-
lastungsansprüchen zu treffenden Maßnahmen
verständigen. Hiebei soll keiner der beiden Staa-
ten verpflichtet werden, Maßnahmen zu treffen,
die seiner Gesetzgebung nicht entsprechen.

(4) Bezüglich der Ansprüche, die nach Absatz 2
den Angehörigen diplomatischer oder konsulari-
scher Vertretungen sowie den internationalen
Organisationen, ihren Organen und Beamten zu-
stehen, sind die folgenden Regeln anzuwenden:

a) Bei Angehörigen einer diplomatischen oder
konsularischen Vertretung des einen Staa-
tes, die im anderen Staat oder in einem
dritten Staat residieren und die Staatsange-
hörigkeit des Entsendestaates besitzen, gilt
der Wohnsitz als in diesem letzteren Staat
gelegen, sofern sie dort zur Entrichtung
direkter Steuern von Einkünften aus be-
weglichem Kapitalvermögen, die im ande-
ren Staat einer im Abzugsweg an der
Quelle erhobenen Steuer unterliegen, ver-
pflichtet sind;

b) internationale Organisationen und ihre
Organe sowie die Beamten solcher Organi-
sationen und das Personal diplomatischer
oder konsularischer Vertretungen eines
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dritten Staates, die sich in einem der beiden
Staaten aufhalten oder dort residieren und
in diesem Staat von der Entrichtung direk-
ter Steuern von Einkünften aus bewegli-
chem Kapitalvermögen befreit sind, haben
keinen Anspruch auf Entlastung von den
im anderen Staat im Abzugsweg an der
Quelle erhobenen Steuern.

(5) Steht dem Einkommensempfänger bereits
nach der Gesetzgebung des steuererhebenden
Staates ein Anspruch auf völlige Entlastung von
den Quellensteuern zu, so kann die Entlastung
nicht gemäß Absatz 2 dieses Artikels, sondern
nur nach der inneren Gesetzgebung des genann-
ten Staates erfolgen.

(6) Dividenden oder Gewinnanteile, die von
einer Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten an eine Kapitalgesellschaft mit
Wohnsitz in dem anderen Staat ausgeschüttet
werden, sollen in diesem anderen Staat Steuer-
befreit sein, aber nur insofern die Dividenden
oder Gewinnanteile gemäß den Gesetzen dieses
Staates von der Besteuerung ausgenommen wä-
ren, wenn die beiden Gesellschaften ihren Wohn-
sitz in diesem Staat gehabt hätten. Bei der An-
wendung dieser Vorschrift wird in Schweden eine
österreichische Gesellschaft mit beschränkter
Haftung wie eine Aktiengesellschaft behandelt.

(7) Als Einkünfte aus beweglichem Kapitalver-
mögen gelten Dividenden und andere Gewinn-
anteile aus Aktien, Kuxen, Genußscheinen, An-
teilen an Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung und Genossenschaften sowie Zinsen aus
Obligationen oder anderen Schuldverpflichtun-
gen, auch wenn solche grundbücherlich sicher-
gestellt sind.

Artikel 11

(1) Bezieht eine natürliche Person mit Wohn-
sitz in einem der beiden Staaten Einkünfte aus
freien Berufen, so hat der andere Staat das Be-
steuerungsrecht für diese Einkünfte nur insoweit,
als die Person ihre Tätigkeit in dem anderen
Staat unter Benützung einer ihr dor t regelmäßig
zur Verfügung stehenden ständigen Einrichtung
ausübt.

(2) Artikel 4 Absatz 3 gilt sinngemäß.

00 Als freier Beruf gilt insbesondere die selb-
ständige wissenschaftliche, künstlerische, schrift-
stellerische, unterrichtende oder erzieherische Er-
werbstätigkeit und die selbständige Erwerbstätig-
keit der Ärzte, Rechtsanwälte, Architekten, In-
genieure, Wirtschaftstreuhänder und Patentan-
wälte.
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Artikel 12

Bezieht eine natürliche Person mit Wohnsitz
in einem der beiden Staaten in ihrer Eigenschaft
als Aufsichtsratsmitglied oder nichtgeschäftsfüh-
rendes Mitglied des Verwaltungsrates oder ähn-
licher überwachender Organe Vergütungen von
Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften
auf Aktien, Gesellschaften mit beschränkter Haf-
tung oder Genossenschaften, die den Ort der tat-
sächlichen Leitung in dem anderen Staat haben,
so hat der erstgenannte Staat das Besteuerungs-
recht für diese Vergütungen. Der Staat, in dem
sich der Or t der tatsächlichen Leitung der aus-
zahlenden Gesellschaft oder Genossenschaft be-
findet, bleibt jedoch berechtigt, von diesen Ver-
gütungen eine besondere Steuer (Aufsichtsrats-
abgabe) zu erheben.

Artikel 13

(1) Bezieht eine natürliche Person mit Wohn-
sitz in einem der beiden Staaten Einkünfte aus
nichtselbständiger Arbeit (Löhne, Gehälter und
ähnliche Vergütungen), die in dem anderen Staat
ausgeübt wird, so hat der andere Staat das Be-
steuerungsrecht für diese Einkünfte.

(2) Abweichend von Absatz 1 können Ein-
künfte aus nichtselbständiger Arbeit nur in dem
Staat besteuert werden, in dem der Arbeitneh-
mer seinen Wohnsitz hat, wenn dieser Arbeit-
nehmer entweder

a) sich vorübergehend, insgesamt nicht länger
als 183 Tage während eines Kalenderjahres,
in dem anderen Staat aufhält und für seine
während dieser Zeit ausgeübte Tätigkeit
von einem Arbeitgeber entlohnt wird, der
semen Wohnsitz nur in dem erstgenannten
Staat hat, und für seine Tätigkeit nicht zu
Lasten einer in dem anderen Staat befind-
lichen Betriebstätte oder ständigen Ein-
richtung des Arbeitgebers entlohnt wird,
oder

b) ausschließlich oder vorwiegend an Bord
von Flugzeugen eines Unternehmens der
Luftfahrt eines der beiden Staaten (insbe-
sondere bei dem Konsortium „Scandinavian
Airlines System") tätig ist.

(3) Wenn die Arbeit ausschließlich oder vor-
wiegend an Bord von Schiffen ausgeübt wird
und der Or t der tatsächlichen Leitung des
Unternehmens, das die Fahrzeuge betreibt, sich
in einem der beiden Staaten befindet, so gilt im
Sinne des Absatzes 1 die Arbeit als in diesem
Staat ausgeübt.

(4) Absatz 1 gilt nicht für Studenten einer
Hochschule, technischen Schule oder ähnlichen
Lehranstalt eines der beiden Staaten, die gegen
Entgelt bei einem Unternehmen in dem anderen
Staat nicht länger als 100 Tage während eines
Kalenderjahres beschäftigt werden, um eine prak-
tische Ausbildung zu erhalten.
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Artikel 14

Bezieht eine natürliche Person mit Wohnsitz
in einem der beiden Staaten Einkünfte aus frei-
beruflicher oder nichtselbständiger Arbeit für
Tätigkeiten, die in dem anderen Staat für Unter-
haltungsdarbietungen ausgeübt werden, wie zum
Beispiel als Bühnen-, Radio-, Fernseh-, Film-
künstler und Schauspieler, Musiker, Artist und
Berufssportler, so steht das Besteuerungsrecht
für diese Einkünfte abweichend von den Bestim-
mungen des Artikels 11 und des Artikels 13 Ab-
satz 2 nur diesem anderen Staat zu. Die Bestim-
mungen des Artikels 9 Absatz 1 bleiben unbe-
rührt

Artikel 15

Bezieht eine natürliche Person mit Wohnsitz
in einem der beiden Staaten aus dem anderen
Staat Ruhegehälter, Witwen- oder Waisenpen-
sionen sowie andere Bezüge oder geldwerte Vor-
teile für frühere Dienstleistungen, so hat der
Wohnsitzstaat das Besteuerungsrecht für diese
Einkünfte.

Artikel 16

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten Einkünfte aus Gehältern,
Löhnen und ähnlichen Vergütungen oder aus
Ruhegehältern, Witwen- und Waisenpensionen,
die der andere Staat oder die Länder, Gemeinden
oder Gemeindeverbände oder andere juristische
Personen des öffentlichen Rechtes jenes anderen
Staates für gegenwärtige oder frühere Dienst-
oder Arbeitsleistungen gewähren, so hat abwei-
chend von den Bestimmungen der Artikel 13
und 15 dieser andere Staat das Besteuerungsrecht
für diese Einkünfte. Das gleiche gilt auch für
Bezüge aus der gesetzlichen Sozialversicherung
dieses anderen Staates.

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung
a) auf Zahlungen, die an Personen geleistet

werden, welche die Staatsangehörigkeit des
erstgenannten Staates besitzen,

b) auf Zahlungen für Dienste, die im Zusam-
menhang mit einer in Gewinnerzielungs-
absicht durchgeführten gewerblichen Tätig-
keit einer der in Absatz 1 genannten juri-
stischen Personen geleistet werden oder ge-
leistet worden sind.

(3) Ob eine juristische Person eine solche des
öffentlichen Rechtes ist, wird nach den Gesetzen
des Staates entschieden, in dem sie errichtet ist.

Artikel 17

Studenten, Lehrlinge, Praktikanten und Vo-
lontäre eines der beiden Staaten, die sich nur zu
Studien- oder Ausbildungszwecken in dem an-
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deren Staat aufhalten, werden von den für ihren
Lebensunterhalt, ihre Studien und ihre Ausbil-
dung empfangenen Bezügen in diesem anderen
Staat nicht besteuert, wenn ihnen diese Bezüge
aus dem erstgenannten Staat oder sonst aus dem
Ausland zufließen.

Artikel 18

(1) Das Besteuerungsrecht für Vermögen einer
Person mit Wohnsitz in einem der beiden Staa-
ten, soweit es besteht aus:

a) unbeweglichem Vermögen (Artikel 3),
b) Vermögen, das einem gewerblichen Unter-

nehmen dient (Artikel 4 und 7),
c) Vermögen, das der Ausübung freier Berufe

dient (Artikel 11),
hat der Staat, dem das Besteuerungsrecht für die
Einkünfte aus diesem Vermögen zusteht.

(2) Das Besteuerungsrecht für anderes Vermö-
gen einer Person hat der Staat, in dem diese Per-
son ihren Wohnsitz hat.

(3) Hinsichtlich der in den Absätzen 1 und 2
angeführten Fälle finden die Bestimmungen des
Artikels 10 Absatz 6 sinngemäß Anwendung.

(4) Das Vermögen einer juristischen Person mit
Wohnsitz in einem der beiden Staaten darf in
dem anderen Staat keiner Besteuerung unterwor-
fen werden, die höher oder belastender ist als
die Besteuerung des Vermögens einer juristischen
Person derselben oder ähnlicher Art mit Wohn-
sitz im anderen Staat.

Artikel 19

Die Vorschriften der schwedischen Gesetze
über die Einkommens- und Vermögensbesteue-
rung ruhender Erbschaften finden insoweit keine
Anwendung, als für das aus der Erbschaft her-
rührende Einkommen und Vermögen der Er-
werber in Österreich nach den Bestimmungen
dieses Abkommens unmittelbar zur Steuer heran-
gezogen wird.

Artikel 20

(1) Einkünfte und Vermögen, die nach den
Bestimmungen dieses Abkommens der Besteue-
rung in einem der beiden Staaten unterliegen,
dürfen in dem anderen Staat auch nicht durch
Abzug an der Quelle besteuert werden. Vorbe-
halten bleiben die Bestimmungen der Artikel 9,
10 und 12.

(2) Ungeachtet der Bestimmung des Absatzes 1
beschränkt dieses Abkommen nicht die Befugnis
jedes der beiden Staaten, die Steuern bei jenen
Personen, die ihren Wohnsitz in seinem Gebiet
haben, auf die ihm zur Besteuerung zugewiese-
nen Einkommensteile oder Vermögensteile zu
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den dem Gesamteinkommen oder Gesamtver-
mögen des Steuerpflichtigen entsprechenden
Sätzen zu berechnen.

Artikel 21

Dieses Abkommen berührt nicht den Anspruch
auf etwaige weitergehende Befreiungen, die nach
den allgemeinen Regeln des Völkerrechtes oder
besonderen Vereinbarungen den Angehörigen der
diplomatischen oder konsularischen Vertretungen
zustehen. Soweit auf Grund solcher weitergehen-
den Befreiungen Einkünfte und Vermögen im
Empfangsstaat nicht besteuert werden, bleibt die
Besteuerung dem Entsendestaat vorbehalten.

Artikel 22

(1) Weist eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten nach, daß Maßnahmen der
Finanzbehörden der beiden Staaten für sie die
Wirkung einer Doppelbesteuerung haben oder
haben werden, die den Grundsätzen dieses Ab-
kommens widerspricht, so kann sie sich, unbe-
schadet eines innerstaatlichen Rechtsmittels, an
die oberste Finanzbehörde des Staates wenden, in
dem sie ihren Wohnsitz hat.

(2) Werden die Einwendungen für begründet
erachtet, so soll die nach Absatz 1 zuständige
oberste Finanzbehörde, wenn sie auf ihren
eigenen Steueranspruch nicht verzichten will,
versuchen, sich mit der obersten Finanzbehörde
des anderen Staates zu verständigen, um eine
Doppelbesteuerung zu vermeiden.

Artikel 23

(1) Die obersten Finanzbehörden der beiden
Staaten werden sich die Mitteilungen machen,
die zur Durchführung dieses Abkommens oder
zur Vermeidung von Steuerverkürzungen not-
wendig sind. Die obersten Finanzbehörden sind
jedoch nicht verpflichtet, Auskünfte zu erteilen,
die nicht auf Grund der bei den Finanzbehörden
vorhandenen Unterlagen gegeben werden kön-
nen, sondern gesonderte Ermittlungen erfordern
würden. Der Inhalt der auf Grund dieses Ar-
tikels zur Kenntnis der obersten Finanzbehörden
gelangten Mitteilungen ist geheim zu halten,
unbeschadet der Befugnis, ihn Personen und Be-
hörden (einschließlich der Verwaltungsgerichte
in Schweden) zugänglich zu machen, die nach
den gesetzlichen Vorschriften bei der Festsetzung
oder Einhebung der Steuern im Sinne dieses Ab-
kommens mitwirken. Diese Personen und Be-
hörden haben die gleiche Verpflichtung wie die
obersten Finanzbehörden.

(2) Absatz 1 ist in keinem Falle so auszulegen,
daß einem der Staaten die Verpflichtung auf-
erlegt wird,
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a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen,
die seinen gesetzlichen Vorschriften oder
seiner Verwaltungspraxis widersprechen,

b) Einzelheiten mitzuteilen, deren Angabe
nach den gesetzlichen Vorschriften des
einen oder anderen Staates nicht gefordert
werden kann.

(3) Mitteilungen, die ein gewerbliches oder be-
rufliches Geheimnis offenbaren würden, dürfen
nicht gegeben werden.

Artikel 24

(1) Bei der Anwendung dieses Abkommens
durch einen der beiden Staaten ist, soweit sich
aus dem Zusammenhang nichts anderes ergibt,
jeder in diesem Abkommen nicht umschriebene
Begriff nach den Gesetzen dieses Staates aus-
zulegen, die sich auf die Steuern im Sinne des
Abkommens beziehen.

(2) Die obersten Finanzbehörden der beiden
Staaten können bei der Behandlung von Fragen,
die sich aus diesem Abkommen ergeben, un-
mittelbar miteinander verkehren.

(3) Zur Beseitigung von Schwierigkeiten und
Zweifeln, die bei der Auslegung oder An-
wendung dieses Abkommens auftreten, sowie
zur Beseitigung von Härten auf Grund einer
Doppelbesteuerung bei den Steuern im Sinne
dieses Abkommens in Fällen, die in diesem Ab-
kommen nicht geregelt sind, werden sich die
obersten Finanzbehörden verständigen.

Artikel 25

(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert werden,
und zwar schwedischerseits durch Seine Majestät
den König von Schweden mit Zustimmung des
Riksdags, österreichischerseits durch den Bundes-
präsidenten der Republik Österreich. Die Rati-
fikationsurkunden sollen so bald wie möglich
in Wien ausgetauscht werden.

(2) Dieses Abkommen tr i t t mit dem Austausch
der Ratifikationsurkunden in Kraft.

Artikel 26

(1) Nach Austausch der Ratifikationsurkunden
finden die Bestimmungen des Abkommens An-
wendung:

a) in Österreich:
auf die Steuern, die für die Zeit nach

dem 31. Dezember 1958 erhoben werden;

b) in Schweden:
auf die staatliche Einkommensteuer und

die allgemeine Gemeindesteuer, die Gegen-
stand der Veranlagungen des Kalender-
jahres 1960 (hinsichtlich der Einkünfte des
Kalenderjahres 1959 oder des entsprechen-
den Rechnungsjahres) und späterer
Kalenderjahre bilden;
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auf die Kuponsteuer von Dividenden,
die nach dem 31. Dezember 1958 fällig
werden;

auf die Seemannsteuer, die für die Zeit
nach dem 31. Dezember 1958 erhoben
wird;

auf die Abgaben auf besondere Vorteile
und Gerechtigkeiten, die für die Zeit nach
dem 31. Dezember 1958 erhoben werden;

auf die staatliche Vermögensteuer, die
Gegenstand der Veranlagung des Kalender-
jahres 1960 (hinsichtlich des Vermögens am
Ende des Kalenderjahres 1959) und späterer
Kalenderjahre bildet;

auf die sonstigen schwedischen Steuern,
die Gegenstand der Veranlagungen des
Kalenderjahres 1960 und späterer Kalender-
jahre bilden.

(2) Für die Steuern, die für die Zeit bis zur
Anwendung der Bestimmungen dieses Abkom-
mens erhoben werden, sind die Bestimmungen
des durch den Notenwechsel vom 19. Juli 1951
(ergänzt durch den Notenwechsel vom 14. August
1956) zur Vermeidung der Doppelbesteuerung
vereinbarten Gegenseitigkeitsverhältnisses anzu-
wenden.

Artikel 27

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es
nicht von einem der beiden Staaten gekündigt
worden ist. Jeder Staat kann das Abkommen
unter Einhaltung einer sechsmonatigen Frist auf
das Ende eines Kalenderjahres kündigen. In
diesem Falle wird das Abkommen letztmals an-
gewendet:

a) in Österreich:
auf die Steuern, die für die Zeit bis zum

31. Dezember des Jahres erhoben werden,
zu dessen Ende die Kündigung erfolgt ist;

b) in Schweden:
auf die staatliche Einkommensteuer, die

staatliche Vermögensteuer und die all-
gemeine Gemeindesteuer, die Gegenstand
der Veranlagungen des Kalenderjahres, das
auf das Kündigungsjahr folgt, bilden;

auf die Kuponsteuer von Dividenden,
die während des Kündigungsjahres fällig
werden;

auf die Seemannsteuer, die für das
Kündigungsjahr erhoben wird;

auf die Abgaben auf besondere Vorteile
und Gerechtigkeiten, die für das Kündi-
gungsjahr erhoben werden;

auf die sonstigen schwedischen Steuern,
die Gegenstand der Veranlagungen des
Kalenderjahres, das auf das Kündigungs-
jahr folgt, bilden.
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Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Staaten dieses Abkommen unter-
zeichnet und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Stockholm am 14. Mai 1959 in
je zweifacher Ausfertigung in deutscher und
schwedischer Sprache, wobei beide Texte authen-
tisch sind.

Dr. Rudolf Krippl-Redlich-Redensbruck

Östen Undén

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für Aus-
wärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen
worden.

Geschehen zu Wien, den 7. November 1959.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Das vorstehende Abkommen ist am 29. Dezember 1959 in Kraft getreten.
Raab

40.
Nachdem die Konvention über die Regelung der Schiffahrt auf der Donau, welche also lautet:

(Übersetzung )

KONVENTION ÜBER
DIE REGELUNG DER

SCHIFFAHRT AUF
DER DONAU

Die Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken, die Volks-
republik Bulgarien, die Repu-
blik Ungarn, die Rumänische
Volksrepublik, die Ukrainische
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Sozialistische Sowjetrepublik,
die Tschechoslowakische Repu-
blik und die Föderative Volks-
republik Jugoslawien haben

in Anbetracht des Beschlusses
des Rates der Außenminister vom
12. Dezember 1946 eine Kon-
ferenz der Vertreter der in dem
Beschluß genannten Staaten zur
Ausarbeitung einer neuen Kon-
vention über die Regelung der
Schiffahrt auf der Donau einzu-
berufen, und

vom Wunsche geleitet, die
freie Schiffahrt auf der Donau
gemäß den Interessen und den
Souveränitätsrechten der Donau-
staaten zu sichern, sowie die
wirtschaftlichen und kulturellen
Beziehungen der Donaustaaten
untereinander und mit den ande-
ren Staaten zu festigen,

beschlossen, eine Konvention
über die Regelung der Schüf-
fahrt auf der Donau abzu-
schließen, und haben zu diesem
Zweck ihre unterzeichneten Be-
vollmächtigten bestimmt, die
nach Vorweis ihrer in guter und
gehöriger Form befundenen
Vollmachten über Nachstehen-
des übereingekommen sind:

KAPITEL I.
Allgemeine Bestimmungen.

Artikel 1.
Die Schiffahrt auf der Donau

ist für die Angehörigen, die
Handelsschiffe und die Waren
aller Staaten auf Grundlage der
Gleichstellung bezüglich der
Hafen- und Schiffahrtsgebühren
und der Bedingungen für die
Handelsschiffahrt frei und offen.
Vorstehendes findet keine An-
wendung auf den Verkehr zwi-
schen Häfen desselben Staates.

Artikel 2.
Die in dieser Konvention

festgelegte Regelung findet auf
den schiffbares Teil des Donau-
stromes von Ulm bis zum
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Schwarzen Meer über den Arm
von Sulina mit Zugang zum
Meer durch den Sulina-Kanal
Anwendung.

Art ikel 3.

Die Donaustaaten verpflich-
ten sich, ihre Donauabschnitte
in einem für Flußschiffe und
— auf den hiefür in Betracht
kommenden Abschnitten — für
Seeschiffe schiffbaren Zustand
zu erhalten, die zur Erhaltung
und Verbesserung der Schiff-
fahrtsverhältnisse notwendigen
Arbeiten durchzuführen, sowie
die Schiffahrt auf den Fahr-
rinnen der Donau nicht zu be-
hindern oder zu stören. Die
Donaustaaten werden bezüglich
der in diesem Artikel erwähnten
Angelegenheiten Beratungen mit
der Donaukommission (Arti-
kel 5) pflegen.

Die Uferstaaten haben das
Recht, innerhalb ihrer Grenzen
jene Arbeiten durchzuführen,
die durch unvorhergesehene und
dringende Umstände notwendig
geworden sind und die die
Sicherung der Bedürfnisse der
Schiffahrt zum Ziele haben. Die
Staaten werden jedoch die Kom-
mission von den Gründen, die
diese Arbeiten bedingt haben,
benachrichtigen und ihr eine
zusammenfassende Darstellung
darüber zur Verfügung stellen.

Ar t ike l 4.

Falls ein Donaustaat nicht
selbst in der Lage ist, die Ar-
beitendurchzuführen, die in seine
territoriale Zuständigkeit fallen
und die zur Sicherung der nor-
malen Schiffahrt notwendig sind,
ist er gehalten, ihre Durch-
führung durch die Donaukom-
mission (Artikel 5) unter den
von ihr festzusetzenden Bedin-
gungen zu gestatten, ohne daß
die Kommission jedoch berech-
tigt ist, die Durchführung dieser
Arbeiten einem anderen Staat
zu übertragen, es sei denn, daß
es sich um Abschnitte der
Stromstrecke handelt, die die
Grenze bilden. Im letzteren
Falle bestimmt die Kommission
die näheren Umstände der Durch-
führung der Arbeiten.



430 12. Stück — Ausgegeben am 16. Feber 1960 — Nr. 40

Die Donaustaaten verpflich-
ten sich, der Kommission oder
dem Staat, der die genannten
Arbeiten durchführt, hiebei jede
Unterstützung zu gewähren.

KAPITEL II.
Organisatorische
Bestimmungen.

Abschnitt I.

Donaukommission.

Artikel 5.
Es wird eine Donaukommis-

sion gebildet, im Folgenden als
Kommission bezeichnet; sie setzt
sich aus Vertretern der Donau-
staaten zusammen, und zwar so,
daß jeder dieser Staaten einen
Vertreter entsendet.

Artikel 6.
Die Kommission wählt aus

ihren Mitgliedern für einen Zeit-
raum von 3 Jahren einen Präsi-
denten, einen Vizepräsidenten
und einen Sekretär.

Artikel 7.
Die Kommission setzt die

Termine für ihre Tagungen und
ihre Geschäftsordnung fest.

Die Kommission tritt das
erste Mal binnen sechs Monaten
nach dem Inkrafttreten dieser
Konvention zusammen.

Artikel 8.
Die Zuständigkeit der Kom-

mission erstreckt sich auf die
Donau, wie sie in Artikel 2
umschrieben ist.

In den Aufgabenbereich der
Kommission fällt:

a) die Überwachung der
Durchführung der Bestim-
mungen dieser Konven-
tion;

b) die Aufstellung eines all-
gemeinen Planes für Ar-
beiten großen Umfanges
im Interesse der Schiff-
fahrt auf Grund der Vor-
schläge und Projekte der
Donaustaaten und der
Stromsonderverwaltungen
(Artikel 20 und 21), sowie
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die Erstellung einer all-
gemeinen Schätzung der
Kosten für diese Arbeiten;

c) die Durchführung der in
Artikel 4 vorgesehenen Ar-
beiten;

d) die Erteilung von Rat-
schlägen und die Erstat-
tung von Empfehlungen
an die Donaustaaten be-
züglich der Durchführung
der in lit. b dieses Artikels
vorgesehenen Arbeiten, un-
ter Berücksichtigung der
technischen und wirtschaft-
lichen Interessen, der Pla-
nungen und der Möglich-
keiten der betreffenden
Staaten;

e) die Erteilung von Rat-
schlägen und die Erstat-
tung von Empfehlungen
an die Stromsonderverwal-
tungen (Artikel 20 und 21),
sowie der Austausch von
Informationen mit diesen
Verwaltungen;

f) die Festlegung eines ein-
heitlichen Systems der Be-
zeichnung der Schiffahrts-
straße auf dem gesamten
schiffbaren Lauf der Donau
sowie, unter Berücksich-
tigung der besonderen Ge-
gebenheiten der einzelnen
Stromabschnitte, die Fest-
legung der grundsätzlichen
Bestimmungen über die
Schiffahrt auf der Donau
einschließlich jener über
den Lotsendienst;

g) die Vereinheitlichung der
Vorschriften über die
Stromüberwachung ;

h) die Koordinierung der hy-
drometeorologischen Dien-
ste für die Donau, die
Herausgabe eines gemein-
samen hydrologischen Bul-
letins und die Veröffent-
lichung von kurz- und
langfristigen, hydrologi-
schen Prognosen für die
Donau;

i) die Sammlung von sta-
tistischen Angaben über
die Schiffahrt auf der Do-
nau in den Angelegen-
heiten, die in die Zu-
ständigkeit der Kommis-
sion fallen;
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j) die Herausgabe von Nach-
schlagewerken, Schiffahrts-
handbüchern, Schiffahrts-
karten und Atlanten für
die Bedürfnisse der Schif-
fahrt;

k) die Aufstellung und die
Genehmigung des Haus-
haltsplanes der Kommis-
sion sowie die Festsetzung
und die Einhebung der
in Artikel 10 vorgesehenen
Abgaben.

Artikel 9.

Zur Durchführung der im
vorhergehenden Artikel genann-
ten Aufgaben stehen der Kom-
mission ein Sekretariat und die
erforderlicher Dienststellen zur
Verfügung, deren Personal sich
aus Staatsangehörigen der Do-
naustaaten zusammensetzt.

Die Organisation des Sekre-
tariates und der Dienststellen
obliegt der Kommission.

Artikel 10.

Die Kommission stellt ihren
Haushaltsplan auf und geneh-
migt ihn mit der Mehrheit
der Stimmen aller ihrer Mit-
glieder. Der Haushaltsplan hat
die erforderlichen Ausgaben zur
Erhaltung der Kommission und
ihres Apparates vorzusehen; die-
se Ausgaben werden durch Jah-
resbeiträge gedeckt, die von
jedem Donaustaat in gleicher
Höhe zu leisten sind.

Zur Bestreitung der Kosten
für besondere Arbeiten, die zur
Erhaltung und Verbesserung der
Schiffahrtsbedingungen durchge-
führt werden, kann die Kom-
mission Spezialabgaben festset-
zen.

Artikel 11.

Die Beschlüsse der Kom-
mission werden mit der Mehr-
heit der Stimmen der anwesen-
den Mitglieder gefaßt, außer
in den Fällen, die diese Kon-
vention besonders vorsieht (Ar-
tikel 10, 12 und 13).
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Die Kommission ist bei An-
wesenheit von fünf Mitgliedern
beschlußfähig.

Artikel 12.
Die Beschlüsse der Kommis-

sion in den in Artikel 8 lit. b,
c, f und g vorgesehenen Ange-
legenheiten sind mit der Mehr-
heit der Stimmen aller Mit-
glieder zu fassen, jedoch ohne
Überstimmung des Staates,
auf dessen Gebiet die Arbeiten
durchzuführen sind.

Artikel 13.
Die Kommission hat ihren

Sitz in Galatz.
Sie kann jedoch mit einem

Beschluß, zu dem die Mehr-
heit der Stimmen aller Mit-
glieder erforderlich ist, ihren Sitz
verlegen.

Artikel 14.
Der Kommission kommt

Rechtspersönlichkeit gemäß der
Gesetzgebung des Staates zu,
in dem sie ihren Sitz hat.

Artikel 15.
Amtliche Sprachen der Kom-

mission sind französisch und
russisch.

Artikel 16.

Die Mitglieder der Kommis-
sion und die von ihr beauftragten
Funktionäre genießen diploma-
tische Immunität. Sämtliche
Amtsräume, Archive und Doku-
mente der Kommission sind
unverletzlich.

Artikel 17.

Entsprechend bevollmächtigte
Funktionäre der Kommission
verständigen die zuständigen
Stellen der Donaustaaten von
Verstößen gegen die Schiffahrts-,
Sanitäts- und Stromüber-
wachungsvorschriften, soweit
solche Verstöße der Kommission
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2ur Kenntnis gelangt sind. Die
zuständigen Stellen haben ihrer-
seits die Kommission von den
Maßnahmen in Kenntnis zu
setzen, die im Zusammenhang
mit den oberwähnten und ihnen
bekanntgegebenen Verstößen ge-
troffen wurden.

Artikel 18.

Die Kommission hat ihr
eigenes Siegel sowie ihre eigene
Flagge, die sie auf ihren Amts-
gebäuden und auf ihren Schiffen
zu hissen berechtigt ist.

Artikel 19.

Die Donaustaaten haben der
Kommission, ihren Funktionären
und ihrem Personal bei der
Durchführung der ihnen auf
Grund dieser Konvention ob-
liegenden Aufgaben die not-
wendige Unterstützung zu ge-
währen.

Die Funktionäre und das Per-
sonal der Kommission genießen
in Ausübung ihrer amtlichen
Funktionen Bewegungsfreiheit
auf dem Strom und in den Häfen,
im Rahmen der Zuständigkeit
der Kommission, jedoch unter
Beachtung der örtlichen Rechts-
vorschriften.

Abschnitt II.
Stromsonderverwaltungen.

Artikel 20.
Für die untere Donau (von

der Mündung des Sulina-Kanals
bis einschließlich Braila) wird
eine Stromsonderverwaltung zur
Durchführung von hydrotech-
nischen Arbeiten und zur Rege-
lung der Schiffahrt eingerichtet;
sie setzt sich aus Vertretern der
angrenzenden Uferstaaten (der
Rumänischen Volksrepublik und
der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken) zusammen.

Diese Verwaltung übt ihre
Tätigkeit auf Grund eines Ab-
kommens zwischen den Regie-
rungen ihrer Teilnehmerstaaten
aus.
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Die Verwaltung hat ihren Sitz
in Galatz.

Artikel 21.

Für den Stromabschnitt des
Eisernen Tores (von Vince bis
Kostol am rechten und von
Moldova Veche bis Turnu Seve-
rin am linken Donauufer) wird
eine Stromsonderverwaltung des
Eisernen Tores eingerichtet, die
sich aus Vertretern der Rumäni-
schen Volksrepublik und der
Föderativen Volksrepublik Jugo-
slawien zusammensetzt; ihre
Aufgabe ist die Durchführung
von hydrotechnischen Arbeiten
und die Regelung der Schiffahrt
in dem genannten Gebiet.

Diese Verwaltung übt ihre
Tätigkeit auf Grund eines Ab-
kommens zwischen den Regie-
rungen ihrer Teilnehmerstaaten
aus.

Die Verwaltung hat ihren
Sitz in Orsova und in Tekija.

Artikel 22.

Die in Artikel 20 und 21 er-
wähnten Abkommen über die
Stromsonderverwaltungen (im
folgenden als „Verwaltungen"
bezeichnet) sind der Kommission
zur Kenntnis zu bringen.

KAPITEL III.

Regelung der Schiffahrt.

Abschnitt I.

Schiffahrt.

Artikel 23.

Die Schiffahrt auf der unteren
Donau und auf dem Strom-
abschnitt des Eisernen Tores
wird durch die von den Ver-
waltungen für die genannten
Gebiete erlassenen Vorschriften
geregelt. Die Schiffahrt auf den
übrigen Donauabschnitten er-
folgt gemäß den Vorschriften,
die von den jeweiligen Donau-
staaten, deren Gebiet die Donau
durchfließt, erlassen werden, be-
ziehungsweise auf den Abschnit-
ten, wo die Donauufer zwei
verschiedenen Staaten gehören,
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gemäß den Vorschriften, die von
diesen Staaten einvernehmlich
festgelegt werden.

Bei der Erfassung dee Schiff-
fahrtsvorschriften haben die
Donaustaaten und die Verwal-
tungen die von der Kommis-
sion festgelegten grundsätz-
lichen Bestimmungen übet die
Schiffahrt auf der Donau zu
berücksichtigen.

Art ikel 24.

Die die Donau befahrenden
Schiffe haben das Recht, unter
Einhaltung der von den be-
treffenden Donaustaaten erlas-
senen Vorschriften in Häfen
einzulaufen, in denselben zu
laden und zu löschen, Passagiere
ein- und auszuschiffen, sich mit
Brennstoff und Verpflegung zu
versorgen und so weiter.

Art ikel 25.

Die Beförderung von Passa-
gieren und Waren im lokalen
Verkehr sowie der Verkehr zwi-
schen Häfen ein und desselben
Staates ist Schiffen unter fremder
Flagge nur gemäß den Bestim-
mungen des betreffenden Do-
naustaates gestattet.

Art ikel 26.

Die auf der Donau geltenden
Sanitäts- und Polizeivorschriften
sind ohne Unterschied der Flag-
ge, des Abfahrts- oder Be-
stimmungsortes der Schiffe oder
sonstiger Umstände anzuwenden.

Die Zoll-, Sanitäts- und Strom-
überwachung auf der Donau
wird von den Donaustaaten
wahrgenommen; diese bringen
die von ihnen erlassenen Vor-
schriften der Kommission zur
Kenntnis, um ihr die Möglich-
keit zu geben, an der Verein-
heitlichung der Zoll- und der
Sanitätsvorschriften mitzuwir-
ken sowie die Vorschriften über
die Stromüberwachung zu ver-
einheitlichen (Artikel 8 lit. g).
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Die Zoll-, Sanitäts- und Poli-
zeivorschriften dürfen die Schiff-
fahrt nicht behindern.

Art ikel 27.

Beim Transitverkehr von Wa-
ren auf Stromabschnitten, wo
beide Donauufer zum Gebiet
desselben Staates gehören, hat
dieser Staat das Recht, die
Transitwaren unter Zollver-
schluß oder unter der. Auf-
sicht von Zollorganen beför-
dern zu lassen. Der betreffende
Staat ist ferner berechtigt, vom
Kapitän, vom Reeder oder vom
Schiffer eine schriftliche Er-
klärung zu verlangen, aus der
lediglich hervorgeht, ob er Wa-
ren befördert, deren Einfuhr
in den Transitstaat verboten ist.
Der Transitstaat hat aber nicht
das Recht, die Durchfuhr zu
verbieten. Diese Formalitäten
dürfen weder mit einer Durch-
suchung der Ladung verbunden
sein, noch die Durchfahrt ver-
zögern. Bei Abgabe einer fal-
schen Erklärung ist der Kapitän,
der Reeder oder der Schiffer
nach den gesetzlichen Vorschrif-
ten des Staates, dem gegenüber
sie abgegeben wurde, verant-
wortlich.

Wo die Donau die Grenze
zwischen zwei Staaten bildet,
sind Schiffe, Flöße, Passagiere
und Waren im Transit von
allen Zollformalitäten befreit.

Art ikel 28.

Die von den Donaustaaten
für die Stromüberwachung (Poli-
zei) verwendeten Schiffe haben
außer ihrer Nationalflagge noch
ein einheitliches Kennzeichen
zu führen; die Beschreibung
und die Nummern dieser Schiffe
sind der Kommission bekannt-
zugeben. Diese Schiffe sowie
die im Zolldienst der Donau-
staaten verwendeten dürfen die
Donau nur innerhalb der Gren-
zen des Landes befahren, dessen
Flagge sie führen; außerhalb
der Grenzen bedürfen sie hiezu
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der Bewilligung der betreffenden
Donaustaaten.

Artikel 29.
Die die Donau befahrenden

Schiffe können an Bord be-
findliche Funkanlagen sowie an
Land befindliche Nachrichten-
anlagen für Zwecke der Schiff-
fahrt benützen.

Artikel 30.
Kriegsschiffen aller Nicht-

donaustaaten ist die Befahrung
der Donau untersagt.

Kriegsschiffe der Donaustaa-
ten dürfen die Donau außerhalb
der Grenzen des Staates, dessen
Flagge sie führen, nur nach
vorher eingeholtem Einver-
ständnis mit den betreffenden
Donaustaaten befahren.

Abschnitt II.
Lotsendienst.

Artikel 31.
Auf der unteren Donau und

im Stromabschnitt des Eisernen
Tores werden Lotsenkorps ge-
bildet, die den zuständigen Ver-
waltungen (Artikel 22) unter-
stehen.

Die Vorschriften über den
Lotsendienst sind von den Ver-
waltungen im Einklang mit den
grundsätzlichen Bestimmungen
über die Schiffahrt auf der
Donau (Artikel 8 lit. f) fest-
zulegen und der Kommission
zur Kenntnis zu bringen.

Artikel 32.
Den Lotsendienst auf der

unteren Donau und im Strom-
abschnitt des Eisernen Tores
versehen Lotsen, die dem zu-
ständigen Lotsenkorps angehö-
ren oder Lotsen, die nach Ab-
legung einer Prüfung bei den
Dienststellen der zuständigen
Verwaltung von dieser zur Aus-
übung des Lotsendienstes zu-
gelassen werden.
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Artikel 33.
Das Personal der Lotsenkorps

ist aus Staatsangehörigen der-
jenigen Donaustaaten zu bilden,
die den betreffenden Verwal-
tungsbehörden angehören. Die
Bildung der Personalstände wird
durch Sonderabkommen zwi-
schen den oben genannten Mit-
gliedsstaaten (Artikel 20 und 21)
dieser Verwaltungen geregelt.

KAPITEL IV.
Bestreitung der zur Sicherung
der Schiffahrt erforderlichen

Ausgaben.
Artikel 34.

Die Finanzierung der gemäß
Artikel 3 dieser Konvention
von den Donaustaaten durch-
zuführenden hydrotechnischen
Arbeiten auf der Donau wird
durch die betreffenden Donau-
staaten selbst sichergestellt.

Die Finanzierung der Ar-
beiten nach Artikel 8 lit. c
wird durch die Kommission
sichergestellt.

Artikel 35.
Zur Bedeckung der Ausgaben

für die Sicherung der Schiffahrt
können die Donaustaaten nach
Herstellung des Einvernehmens
mit der Kommission festlegen,
daß von den Schiffen Schiffahrts-
gebühren einzuheben sind, deren
Höhe sich nach den Kosten für
die Instandhaltung der Strom-
strecke und der in Artikel 34
genannten Arbeiten bestimmt.

Artikel 36.
Zur Bedeckung der Ausgaben

für die Sicherung der Schiffahrt
und die Durchführung der von
den Verwaltungen unternom-
menen Arbeiten setzen diese be-
sondere Abgaben fest, die von
Schiffen eingehoben werden, die
die Stromabschnitte zwischen
der Mündung des Sulina-Kanals
und Braila sowie zwischen Vince
und Kostol am rechten und
zwischen Moldova Veche und
Turnu Severin am linken Donau-
ufer befahren.
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Die Verwaltungen set2en die
Kommission von den einge-
führten besonderen Abgaben so-
wie von der Art ihrer Einhebung
in Kenntnis.

Ar t ike l 37.

Die Beträge aus Spezialab-
gaben, Schiffahrtsgebühren und
besonderen Abgaben, die die
Kommission, die Donaustaaten
und die Verwaltungen einheben,
dürfen keine Gewinnquelle dar-
stellen.

Art ikel 36.

Die Art der Einhebung der
Spezialabgaben, Schiffahrtsge-
bühren und der besonderen Ab-
gaben wird durch Vorschriften
geregelt, die entweder die Kom-
mission, die Donaustaaten oder
die Verwaltungen erlassen. Die
Donaustaaten und die Verwal-
tungen erlassen ihre Vorschriften
im Einvernehmen mit der Kom-
mission.

Die Abgaben sind nach der
Tragfähigkeit des Schiffes zu
berechnen.

Art ikel 39,

Die Durchführung von Ar-
beiten und die Aufteilung der
hiebei entstehenden Kosten auf
jenen Strecken der Donau, die
die Staatsgrenze bilden, wird
von den betreffenden Anratner-
staaten einvernehmlich geregelt.

Ar t ike l 40.

Die Hafengebühren heben die
Behörden der betreffenden
Donaustaaten von den Schiffen
ein. Eine unterschiedliche Be-
handlung in dieser Hinsicht auf
Grund der Flagge, des Abfahrts-
oder Bestimmungsortes der
Schiffe oder sonstiger Umstände
ist unzulässig.

Ar t ike l 41.

Schiffe, die in Häfen zum
Laden oder Löschen einlaufen,
sind berechtigt, Umschlagein-
richtungen, Gerätschaften, Ma-
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gazine, Lagerplätte und so weiter
auf Grund von Abmachungen
mit den betreffenden Transport-
und Speditionsdiensten zu be-
nützen.

Die Beträge, die für die ge-
leisteten Dienste zu entrichten
sind, werden ohne unterschied-
liche Behandlung festgesetzt.

Im Einklang mit Handels-
usancen auf Grund des Um-
fanges der Arbeiten und der
Art der Waren gewährte Ver-
günstigungen sind nicht als
unterschiedliche Behandlung an-
zusehen.

Artikel 42.
Für die Durchfahrt als solche

dürfen von Schiffen, Flößen,
Passagieren und Waren keine
Abgaben eingehoben werden.

Artikel 43.
Die Tarife für die Lotsen-

gebühren auf der unteren Donau
und im Stromabschnitt des
Eisernen Tores werden von den
betreffenden Verwaltungen fest-
gesetzt und der Kommission zur
Kenntnis gebracht.

KAPITEL V.
Schlußbestimmungen.

Artikel 44.

In dieser Konvention be-
zeichnet der Ausdruck „Donau-
staat" einen Staat, dessen Gebiet
wenigstens ein Ufer der Donau
einschließt, wie sie in Artikel 2
umschrieben ist.

Artikel 45.

Alle Streitfälle zwischen Signa-
tarstaaten dieser Konvention hin-
sichtlich der Anwendung oder
Auslegung der Konvention sind,
sofern sie nicht in direkten Ver-
handlungen beigelegt werden,
auf Antrag einer der Streit-
parteien einer Schlichtungskom-
mission vorzulegen, die aus
einem Vertreter jeder Streit-
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partei und einem dritten Mit-
glied besteht, das der Präsident
der Donaukommission, oder
falls dieser Staatsangehöriger
einer der Streitparteien ist, die
Donaukommission aus dem
Kreise der Staatsangehörigen
eines Staates, der nicht Streit-
partei ist, ernennt.

Die Entscheidung der Schlich-
tungskommission ist endgültig
und fur die Streitparteien bin-
dend.

Ar t ike l 46.

Diese Konvention kann auf
Antrag der Mehrheit der Sig-
natarstaaten abgeändert werden.
Ein solcher Antrag ist an die
Regierung der Föderativen
Volksrepublik Jugoslawien zu
richten, die ehestens eine Kon-
ferenz aller Signatarstaaten ein-
zuberufen hat. Die abgeänderten
Bestimmungen treten erst nach
Hinterlegung der Ratifikations-
urkunden von sechs Signatar-
staaten dieser Konvention in
Kraft.

Ar t ike l 47.

Diese Konvention einschließ-
lich der Annexe, deren franzö-
sischer und russischer Text au-
thentisch ist, ist zu ratifizieren
und tritt nach Hinterlegung
von sechs Ratifikationsurkunden
in Kraft. Die Ratifikations-
urkunden sind bei der Re-
gierung der Föderativen Volks-
republik Jugoslawien zu hinter-
legen, in deren Archiven das
Original dieser Konvention auf-
bewahrt wird.

Die Regierung der Födera-
tiven Volksrepublik Jugoslawien
wird jedem Signatarstaat der
Konvention eine beglaubigte Ab-
schrift übermitteln und die Sig-
natarstaaten der Konvention von
der Hinterlegung von Ratifi-
kationsurkunden jeweils nach
deren Erhalt verständigen.



12. Stück — Ausgegeben am 16. Feber 1960 — Nr. 40 443

Verzeichnis der Annexe.

Annex I. Von der Zulassung
Österreichs zur Donaukommis-
sion.

Annex II. Vom Stromab-
schnitt Gabcikovo—Gönyü.

Annex I

Von der Zulassung Öster-
reichs zur Donaukommission.

1. Ein Vertreter Österreichs
wird zur Donaukommission nach
der Regelung der Frage des
Vertrages mit Österreich zu-
gelassen werden.

2. Dieser Annex tritt gleich-
zeitig mit der Konvention über
die Regelung der Schiffahrt auf
der Donau in Kraft und bildet
einen integrierenden Bestand-
teil derselben.

Annex II

Vom Stromabschnitt Gabci-
kovo—Gönyü.

Hinsichtlich der zur Erhal-
tung normaler Schiffahrtsverhält-
nisse im Stromabschnitt Gabci-
kovo—Gönyü (von km 1821
bis km 1791) notwendigen Ar-
beiten erkennen die Vertrags-
schließenden Teile übereinstim-
mend an, daß es im allgemeinen
Interesse gelegen ist, diesen
Stromabschnitt in gut schiff-
barem Zustand zu erhalten, und
daß die hiefür notwendigen Ar-
beiten bei weitem das Aus-
maß übersteigen, das billiger-
weise von den zuständigen Ufer-
staaten verlangt werden kann.

Es wird daher vereinbart,
daß die Donaukommission die
Frage beraten und entscheiden
wird, ob zu diesem Zweck
die Bildung einer Stromsonder-
verwaltung ähnlich den in Ar-
tikel 20 und 21 vorgesehe-
nen Stromsonderverwaltungen
zweckmäßig wäre oder ob für
diesen Abschnitt die Anwen-
dung der Bestimmungen der
Artikel 4 und 34 (Absatz zwei)
dieser Konvention ausreichend
ist.

Im Falle der Bildung einer
Verwaltung sind Bestimmungen
entsprechend denen des Ar-
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tikels 20 dieser Konvention,
von der dieser Annex einen
integrierenden Bestandteil bil-
det, anzuwenden.

Zu Urkund dessen haben die
unterfertigten Bevollmächtigten
diese Konvention unterzeichnet
und ihre Siegel beigesetzt.

Geschehen in Belgrad, am
18. August 1948.

Für die Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken
A. Wyschinskij

Für die Volksrepublik Bulgarien
Ew. Kamenow

Für die Republik Ungarn
E. Molnár

Für die Rumänische Volksrepublik

Ana Pauker
Für die Ukrainische Sozialistische

Sowjetrepublik
A. Baranowskij

Für die Tschechoslowakische Republik
V. Clementis

Für die Föderative Volksrepublik
Jugoslawien

Dr. Ales Bebler

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
den Beitritt der Republik Österreich zu dieser Konvention und verspricht im Namen der Republik
Österreich die gewissenhafte Erfüllung der in dieser Konvention enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde vom Bundespräsidenten unterzeichnet,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau, vom Bundesminister für
Verkehr und Elektrizitätswirtschaft und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 19. Dezember 1959.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für Verkehr und Elektrizitätswirtschaft:
Waldbrunner

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Der vorstehende Beitritt ist für Österreich am 7. Jänner 1960 wirksam geworden. Zu diesem
Zeitpunkt gehörten folgende Staaten der Konvention an: Sowjetunion, Bulgarien, Ungarn, Rumä-
nien, Ukraine, Tschechoslowakei und Jugoslawien.

Raab
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41.

Der Bundespräsident erklärt den Beitritt der Republik Österreich zu dem am 1. Juli 1953
abgeschlossenen Abkommen über die Schaffung einer Europäischen Organisation für kernphysi-
kalische Forschung, welches also lautet:

(Übersetzung.)

ABKOMMEN ÜBER DIE
ERRICHTUNG EINER

EUROPÄISCHEN ORGA-
NISATION FÜR KERN-

PHYSIKALISCHE FOR-
SCHUNG

DIE VERTRAGSSTAATEN
dieses Abkommens —

IM HINBLICK auf das am
15. Februar 1952 in Genf zur
Unterzeichnung aufgelegte Ab-
kommen über die Bildung eines
Rates von Vertretern europä-
ischer Staaten zur Planung eines
internationalen Laboratoriums
und zur Organisation anderer
Formen der Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der kernphysi-
kalischen Forschung;

IM HINBLICK auf das am
30. Juni 1953 in Paris unter-
zeichnete Ergänzungsabkom-
men zur Verlängerung des ge-
nannten Abkommens; und

VON DEM WUNSCHE BE-
SEELT, gemäß Artikel III Ab-
satz 2 des genannten Abkom-
mens vom 15. Februar 1952 ein
Abkommen über die Errichtung
einer Europäischen Organisa-
tion für kernphysikalische For-
schung einschließlich der Er-
richtung eines internationalen
Laboratoriums zur Durchfüh-
rung eines abgestimmten Pro-
gramms für rein wissenschaft-
liche Forschung und Grund-
lagenforschung über Teilchen
hoher Beschleunigung abzu-
schließen —

HABEN folgendes VEREIN-
BART:

ARTIKEL I

Errichtung der Organisation

1. Die Europäische Organi-
sation für kernphysikalische
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Forschung (im folgenden als
„die Organisation" bezeichnet)
wird hiermit errichtet.

2. Sitz der Organisation ist
Genf.

ARTIKEL II

Ziele

1. Die Organisation hat die
Zusammenarbeit europäischer
Staaten bei der rein wissen-
schaftlichen Forschung und
Grundlagenforschung auf dem
Gebiet der Kernphysik sowie
der hiermit wesentlich zusam-
menhängenden Forschung zum
Ziele. Die Organisation befaßt
sich nicht mit Arbeiten für mili-
tärische Zwecke; die Ergebnisse
ihrer experimentellen und theo-
retischen Arbeiten sind zu ver-
öffentlichen oder auf sonstige
Weise der Allgemeinheit zu-
gänglich zu machen.

2. Bei der in Ziffer 1 dieses
Artikels genannten Zusammen-
arbeit beschränkt die Organi-
sation ihre Arbeit auf die in
Ziffer 3, 4 und 5 dieses Artikels
aufgeführten Tätigkeiten.

3. Das Grundprogramm der
Organisation umfaßt:

(a) Den Bau eines Internatio-
nalen Laboratoriums (im
folgenden als „das Labo-
ratorium" bezeichnet) für
Forschungen auf dem
Gebiet hochbeschleunigter
Teilchen einschließlich der
kosmischen Strahlung.
Das Laboratorium besteht
aus

(i) einem Protonen-Syn-
chrotron für Energien
über 10 Gigaelektro-
nenvolt (1010 eV);

(ii) einem Synchrozyklo-
tron mit einem
Protonen - Beschleuni-
gungsvermögen bis
annähernd 600 Mil-
lionen Elektronenvolt
(6 X 108 eV);
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(iii) den Hilfsgeräten, die
zur Durchführung
der Forschungspro-
gramme mit den vor-
stehend unter (i) und
(ii) genannten Anla-
gen erforderlich sind;

(iv) den zur Unterbrin-
gung der in (i), (ii)
und (iii) genannten
Ausstattung sowie
für die Verwaltung
der Organisation und
die Erfüllung ihrer
sonstigen Aufgaben
erforderlichen Gebäu-
den.

(b) Den Betrieb des vorste-
hend beschriebenen Labo-
ratoriums.

(c) Die Organisation und
Förderung der internatio-
nalen Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der kernphy-
sikalischen Forschung, und
zwar auch außerhalb der
Arbeiten des Laborato-
riums. Diese Zusammen-
arbeit kann insbesondere
umfassen :

(i) Arbeiten auf dem
Gebiete der theoreti-
schen Kernphysik;

(ii) die Förderung der
Beziehungen zwischen
Wissenschaftlern, den
Austausch von Wis-
senschaftlern, die
Verbreitung von In-
formationen sowie
Maßnahmen zur Er-
möglichung der wei-
teren Ausbildung von
Forschern;

(iii) Zusammenarbeit mit
nationalen For-
schungseinrichtungen
und ihre Beratung;

(iv) Arbeiten auf dem
Gebiet der kosmi-
schen Strahlen.

4. Jedes Ergänzungspro-
gramm ist dem in Artikel IV
genannten Rat vorzulegen und
erfordert die Zustimmung einer
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Zweidrittelmehrheit aller Mit-
gliedstaaten der Organisation.

5. Das Laboratorium wird im
Rahmen seines Grundpro-
gramms und etwaiger Ergän-
zungsprogramme im größtmög-
lichen Umfang mit Laborato-
rien und Instituten in den Ge-
bieten der Mitgliedstaaten zu-
sammenarbeiten. Soweit es sich
mit den Zwecken der Organi-
sation vereinbaren läßt, wird
das Laboratorium bestrebt sein,
seinerseits Forschungsarbeiten
zu vermeiden, die bereits in
den genannten Laboratorien
oder Instituten durchgeführt
werden.

ARTIKEL III

Aufnahmebedingungen

1. Staaten, die Vertragspar-
teien des in der Präambel ge-
nannten Abkommens vom
15. Februar 1952 sind oder an
den durch diese Vereinbarung
errichteten Rat Geld- oder Sach-
beiträge geleistet und tatsäch-
lich an seinen Arbeiten teil-
genommen haben, sind berech-
tigt, Mitglieder der Organisa-
tion zu werden, indem sie ge-
mäß den Bestimmungen der Ar-
tikel XV, XVI und XVII Ver-
tragsparteien dieses Abkom-
mens werden.

2. (a) Andere Staaten können
durch den in Artikel IV
genannten Rat mittels ein-
stimmiger Entscheidung
der Mitgliedstaaten zur
Organisation zugelassen
werden.

(b) Wünscht ein Staat der Or-
ganisation gemäß den Be-
stimmungen des vor-
stehenden Absatzes beizu-
treten, so setzt er den Di-
rektor hiervon in Kennt-
nis. Der Direktor setzt alle
Mitgliedstaaten von die-
sem Antrag in Kenntnis,
und zwar mindestens drei
Monate, bevor er im Rat
erörtert wird. Die durch
den Rat zugelassenen
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Staaten können durch Bei-
tritt zu diesem Abkom-
men gemäß Artikel XVII
Mitglied der Organisation
werden.

3. Die Mitgliedstaaten werden
an der Arbeit der Organisation
mit der Maßgabe mitwirken,
daß ein Mitgliedstaat nicht ver-
pflichtet ist, einen finanziellen
Beitrag zu anderen Arbeiten als
den in Artikel II Ziffer 3 ge-
nannten zu leisten. Ein Mitglied-
staat ist nicht zur Teilnahme an
Arbeiten berechtigt, zu denen
er keinen finanziellen Beitrag
geleistet hat.

4. Zum Zwecke der Durch-
führung des Grundprogramms
und etwaiger Ergänzungspro-
gramme der Organisation wer-
den alle Mitgliedstaaten den
Austausch von Personen und
einschlägigen wissenschaftlichen
und technischen Informationen
erleichtern; dies gilt mit der
Maßgabe, daß durch die Bestim-
mungen dieser Ziffer

(a) die Anwendung der Ge-
setze und Verordnungen
der Mitgliedstaaten, be-
treffend die Einreise in ihr
Gebiet, den Aufenthalt
darin oder die Ausreise
aus ihrem Gebiet, nicht be-
rührt wird;

(b) kein Mitgliedstaat ver-
pflichtet ist, in seinem Be-
sitz befindliche Informa-
tionen mitzuteilen oder
deren Mitteilung zu ge-
statten, sofern er der Auf-
fassung ist, daß eine der-
artige Mitteilung den In-
teressen seiner Sicherheit
entgegensteht.

ARTIKEL IV

Organe

Die Organisation besteht aus
einem Rat und einem durch
entsprechendes Personal unter-
stützten Direktor.

ARTIKEL V

Der Rat

1. Dem Rat gehören höch-
stens zwei Delegierte eines jeden
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Mitgliedstaates an, die bei
Sitzungen des Rates von Bera-
tern begleitet sein können.

2. Vorbehaltlich der Bestim-
mungen dieses Abkommens hat
der Rat

(a) die Richtlinien für die Ar-
beit der Organisation auf
wissenschaftlichem, tech-
nischem und verwaltungs-
technischem Gebiet festzu-
legen;

(b) den genauen Forschungs-
plan zu billigen und über
etwaige Ergänzungspro-
gramme der Organisation
zu entscheiden;

(c) gemäß dem diesem Ab-
kommen beigefügten Fi-
nanzierungsprotokoll den
Haushaltsplan zu verab-
schieden und die finanziel-
len Maßnahmen der Or-
ganisation festzulegen;

(d) die Ausgaben zu prüfen
und die durch Rechnungs-
prüfer kontrollierten Jah-
resabrechnungen der Or-
ganisation zu genehmigen
und zu veröffentlichen;

(e) über den Plan der erfor-
derlichen Stellen zu ent-
scheiden;

(f) einen Jahresbericht zu ver-
öffentlichen;

(g) die sonstigen Befugnisse
und Aufgaben wahrzuneh-
men, die zur Durchfüh-
rung dieses Abkommens
erforderlich sind.

3. Der Rat tritt mindestens
einmal jährlich an einem von
ihm zu bestimmenden Ort zu-
sammen.

4. Jeder Mitgliedstaat hat im
Rat eine Stimme; ein Mitglied-
staat hat jedoch nur dann ein
Stimmrecht in Angelegenheiten,
die eine in einem Ergänzungs-
programm genannte Arbeit be-
treffen, wenn er sich zu einem
finanziellen Beitrag zu dem be-
treffenden Ergänzungsprogramm
bereit erklärt hat oder wenn
die zur Abstimmung stehende
Angelegenheit sich auf Anlagen
bezieht, zu deren Kosten er bei-
getragen hat.
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5. Ein Mitgliedstaat ist im Rat
nicht stimmberechtigt, wenn die
Höhe seines rückständigen Bei-
trags die Höhe der Beiträge
übersteigt, die dieser Staat für
das laufende Rechnungsjahr und
das unmittelbar voraufgegan-
gene Rechnungsjahr schuldet.
Der Rat kann jedoch mit Zwei-
drittelmehrheit aller Mitglied-
staaten einem solchen Mitglied-
staate das Stimmrecht gewähren,
wenn er zu der Überzeugung
gelangt ist, daß der Zahlungsver-
zug auf Umstände zurückzufüh-
ren ist, die sich dem Einfluß des
betreffenden Staates entziehen.

6. Soweit in diesem Abkom-
men nichts anderes bestimmt ist,
werden Entscheidungen des
Rates mit einfacher Mehrheit
der vertretenen und abstimmen-
den Mitgliedstaaten getroffen.

7. Nach Maßgabe der Bestim-
mungen dieses Abkommens legt
der Rat seine eigene Verfahrens-
ordnung fest.

8. Zur Beschlußfähigkeit des
Rates ist bei allen Sitzungen die
Anwesenheit von Delegierten
der Mehrheit der Mitgliedstaa-
ten erforderlich.

9. Der Rat wählt einen Präsi-
denten und zwei Vizepräsiden-
ten, die ein Jahr im Amt blei-
ben und höchstens zweimal
hintereinander wiedergewählt
werden können.

10. Der Rat kann diejenigen
nachgeordneten Stellen einrich-
ten, die für die Zwecke der Or-
ganisation erforderlich sind. Die
Einrichtung derartiger Stellen
und die Festlegung ihres Auf-
gabenbereichs erfolgt durch den
Rat mit Zweidrittelmehrheit
aller Mitgliedstaaten.

11. Bereits vor Hinterlegung
ihrer Ratifikations- oder Bei-
trittsurkunden können sich die
in Artikel III Ziffer 1 erwähn-
ten Staaten bis zum 31. Dezem-
ber 1954 in den Sitzungen des
Rates vertreten lassen und an
seinen Arbeiten teilnehmen.
Dieses Recht umfaßt nicht die
Stimmberechtigung, es sei denn,
daß der betreffende Staat den
nach Artikel 4 Ziffer 1 des die-
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sem Abkommen beigefügten
Finanzierungsprotokolls vor-
gesehenen Beitrag zur Organisa-
tion geleistet hat.

ARTIKEL VI

Direktor und Personal

1. (a) Der Rat ernennt mit
Zweidrittelmehrheit aller
Mitgliedstaaten für eine
bestimmte Zeitdauer einen
Direktor und kann diesen
mit der gleichen Stimmen-
mehrheit entlassen. Der
Direktor ist das oberste
Vollzugsorgan der Organi-
sation und ihr gesetzlicher
Vertreter. Bei der Finanz-
verwaltung der Organisa-
tion verfährt er gemäß
den Bestimmungen des
diesem Abkommen bei-
gefügten Finanzierungs-
protokolls. Er legt dem
Rat einen Jahresbericht
vor und nimmt ohne
Stimmrecht an allen
Sitzungen des Rates teil.

(b) Der Rat kann die Er-
nennung des Direktors
nach Inkrafttreten des Ab-
kommens oder nach späte-
rem Freiwerden der Stelle
so lange aufschieben, wie
er es für erforderlich hält.
In diesem Falle ernennt
der Rat an Stelle des Di-
rektors eine Person deren
Befugnisse und Obliegen-
heiten er bestimmt.

2. Dem Direktor steht das
vom Rat für erforderlich ge-
haltene und bewilligte wissen-
schaftliche, technische Verwal-
tungs- und Büropersonal zur
Seite.

3. Das Personal wird vom Rat
auf Empfehlung des Direktors
eingestellt und entlassen. Ein-
stellungen und Entlassungen
durch den Rat erfordern eine
Zweidrittelmehrheit aller Mit-
gliedstaaten. Mit der gleichen
Mehrheit kann der Rat dem Di-
rektor Einstellungs- und Ent-
lassungsbefugnisse übertragen.
Beginn und Beendigung aller
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derartigen Arbeitsverhältnisse
erfolgen gemäß der vom Rat mit
der gleichen Mehrheit anzuneh-
menden Personalordnung. Nicht
zum Personal gehörende Wis-
senschaftler, die vom Rat zu
Forschungsarbeiten im Labora-
torium eingeladen werden,
unterstehen dem Direktor und
unterliegen allen vom Rat ge-
billigten allgemeinen Vorschrif-
ten.

4. Die Verantwortlichkeiten
des Direktors und des Personals
in bezug auf die Organisation
haben ausschließlich internatio-
nalen Charakter. Bei der Wahr-
nehmung ihrer Dienstobliegen-
heiten dürfen Direktor und Per-
sonal von keiner Regierung und
von keiner Behörde außerhalb
der Organisation Anweisungen
anfordern oder entgegenneh-
men. Die Mitgliedstaaten haben
den internationalen Charakter
der Verantwortlichkeiten des
Direktors und des Personals zu
beachten und dürfen nicht ver-
suchen, die Genannten bei der
Wahrnehmung ihrer Dienst-
obliegenheiten zu beeinflussen.

ARTIKEL VII

Finanzielle Beiträge

1. Jeder Mitgliedstaat betei-
ligt sich am Kapitalaufwand und
den laufenden Betriebskosten
der Organisation, und zwar

(a) für die Zeit bis zum
31. Dezember 1956 gemäß
dem diesem Abkommen
beigefügten Finanzierungs-
protokoll und danach

(b) nach einem Schlüssel, der
alle drei Jahre vom Rat
mit Zweidrittelmehrheit
aller Mitgliedstaaten auf
der Grundlage des durch-
schnittlichen Nettovolks-
einkommens zu Faktor-
kosten eines jeden Mit-
gliedstaates während der
letzten drei Jahre, für
welche Statistiken vorlie-
gen, festgesetzt wird, mit
der Maßgabe, daß



454 12. Stück — Ausgegeben am 16. Feber 1960 — Nr. 41

(i) kein Mitgliedstaat
gehalten ist, für
das Grundprogramm
mehr als 25% der
Gesamtsumme der
vom Rat festgesetzten
Beiträge zur Deckung
der Kosten dieses
Programms zu ent-
richten;

(ii) der Rat mit Zwei-
drittelmehrheit aller
Mitgliedstaaten be-
schließen kann, die
besonderen Verhält-
nisse eines Mitglied-
staates zu berücksich-
tigen und dessen Bei-
trag entsprechend zu
ändern.

2. Die von einem Mitglied-
staat nach Ziffer 1 dieses Ar-
tikels zu entrichtenden Beiträge
werden für die besonderen Ar-
beiten, zu denen beizutragen er
sich verpflichtet hat, berechnet
und nur für diese verwendet.
Beteiligen sich einige Mitglied-
staaten nicht an einem Ergän-
zungsprogramm, so setzt der
Rat für die Beiträge der an die-
sem Programm teilnehmenden
Staaten einen besonderen Schlüs-
sel gemäß Ziffer 1 Absatz (b)
fest; jedoch findet hierbei die
Einschränkung unter (i) keine
Anwendung.

3. (a) Der Rat wird von den-
jenigen Staaten, die nach
dem 31. Dezember 1954
Vertragsparteien dieses
Abkommens werden,
außer den Beiträgen für
künftige Kapitalaufwen-
dungen und für die laufen-
den Betriebskosten die
Entrichtung eines beson-
deren Beitrags zu dem der
Organisation bereits ent-
standenen Kapitalaufwand
verlangen. Die Höhe dieses
besonderen Beitrags wird
vom Rat mit Zweidrittel-
mehrheit aller Mitglied-
staaten festgesetzt.
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(b) Alle nach Absatz (a) ent-
richteten Beiträge werden
zur Senkung der Beiträge
der anderen Mitgliedstaa-
ten verwendet.

4. Die auf Grund der Bestim-
mungen dieses Artikels geschul-
deten Beiträge werden gemäß
dem diesem Abkommen bei-
gefügten Finanzierungsprotokoll
entrichtet.

5. Nach Maßgabe der vom
Rat erteilten Weisungen kann
der Direktor Schenkungen und
Vermächtnisse für die Organisa-
tion annehmen, vorausgesetzt
daß solche Schenkungen oder
Vermächtnisse keinen Bedingun-
gen unterliegen, die mit den
Zwecken der Organisation nicht
vereinbar sind.

ARTIKEL VIII

Zusammenarbeit mit der
UNESCO und anderen Organi-

sationen

Die Organisation wird mit
der Organisation der Vereinten
Nationen für Erziehung, Wis-
senschaft und Kultur zusam-
menarbeiten. Sie kann ferner
auf Grund eines mit Zweidrit-
telmehrheit aller Mitgliedstaaten
gefaßten Beschlusses des Rates
mit anderen Organisationen und
Einrichtungen zusammenarbei-
ten.

ARTIKEL IX

Rechtsstellung

Die Organisation hat Rechts-
persönlichkeit im Mutterland
jedes Mitgliedstaates. Der Or-
ganisation und den Vertretern
der Mitgliedstaaten im Rat, den
Mitgliedern aller nachgeordne-
ten gemäß Artikel V Ziffer 10
eingerichteten Stellen, dem Di-
rektor sowie dem Personal der
Organisation sind im Mutter-
land der Mitgliedstaaten auf
Grund von Vereinbarungen, die
zwischen der Organisation und
jedem in Betracht kommenden
Mitgliedstaat abzuschließen sind,
diejenigen Vorrechte und Be-
freiungen zu gewähren, die ge-
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gebenenfalls für die Ausübung
der Funktionen der Organisa-
tion im gegenseitigen Einver-
nehmen für erforderlich gehal-
ten werden. Die zwischen der
Organisation und dem Mitglied-
staat, in dessen Gebiet die Or-
ganisation ihren Sitz haben
wird, abzuschließende Verein-
barung wird außer Bestimmun-
gen über Vorrechte und Befrei-
ungen Bestimmungen zur Rege-
lung der besonderen Beziehun-
gen zwischen der Organisation
und diesem Mitgliedstaat ent-
halten.

ARTIKEL X

Änderungen

1. Der Rat kann den Mit-
gliedstaaten Änderungen dieses
Abkommens und des beigefüg-
ten Finanzierungsprotokolls
empfehlen. Jeder Mitgliedstaat,
der eine Änderung vorzuschla-
gen wünscht, hat den Direktor
hiervon in Kenntnis zu setzen.
Der Direktor setzt alle Mit-
gliedstaaten von jeder ihm auf
diese Weise mitgeteilten Ände-
rung in Kenntnis, und zwar
mindestens drei Monate, bevor
sie vom Rat erörtert wird.

2. Jede vom Rat empfohlene
Änderung mit Ausnahme einer
Änderung des diesem Abkom-
men beigefügten Finanzierungs-
protokolls bedarf der schrift-
lichen Annahme durch alle Mit-
gliedstaaten und tritt dreißig
Tage nach dem Zeitpunkt in
Kraft, an dem der Direktor von
allen Mitgliedstaaten eine An-
nahmeerklärung erhalten hat.
Der Direktor teilt allen Mit-
gliedstaaten den Zeitpunkt mit,
an dem die Änderung demnach
in Kraft treten wird.

3. Der Rat kann das diesem
Abkommen beigefügte Finanzie-
rungsprotokoll mit Zweidrittel-
mehrheit aller Mitgliedstaaten
ändern, sofern diese Änderung
nicht in Widerspruch zu dem
Abkommen steht. Jede der-
artige Änderung tritt in dem
vom Rat mit der gleichen Mehr-
heit bestimmten Zeitpunkt in
Kraft. Der Direktor setzt alle
Mitgliedstaaten von jeder der-
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artigen Änderung und von dem
Zeitpunkt ihres Inkrafttretens
in Kenntnis.

ARTIKEL XI

Streitigkeiten

Jede Streitigkeit zwischen
zwei oder mehr Mitgliedstaaten
über die Auslegung oder. An-
wendung dieses Abkommens,
die nicht durch Vermittlung des
Rates beigelegt wird, ist dem
Internationalen Gerichtshof vor-
zulegen, sofern sich die betref-
fenden Mitgliedstaaten nicht
auf eine andere Art der Bei-
legung einigen.

ARTIKEL XII

Austritt

Nachdem dieses Abkommen
sieben Jahre in Kraft gewesen
ist, kann ein Mitgliedstaat dem
Direktor schriftlich mitteilen,
daß er das Abkommen kündigt
und aus der Organisation aus-
tritt. Eine solche Kündigung
wird am Ende des Rechnungs-
jahres, während dessen sie mit-
geteilt wird, wirksam, falls sie
während der ersten neun Mo-
nate dieses Rechnungsjahres er-
folgt. Erfolgt sie während der
letzten drei Monate des Rech-
nungsjahres, so wird sie am
Ende des nächsten Rechnungs-
jahres wirksam.

ARTIKEL XIII

Nichterfüllung
der Verpflichtungen

Erfüllt ein Mitgliedstaat seine
Verpflichtungen aus diesem Ab-
kommen nicht, so endet seine
Mitgliedschaft auf Beschluß des
Rates, der mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln aller Mit-
gliedstaaten entscheidet.

ARTIKEL XIV

Auflösung

Die Organisation wird auf-
gelöst, wenn die Zahl der Mit-
gliedstaaten unter fünf herab-
sinkt. Sie kann jederzeit durch
Übereinkommen der Mitglied-
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Staaten aufgelöst werden. Vor-
behaltlich einer Vereinbarung,
die gegebenenfalls im Zeitpunkt
der Auflösung zwischen den
Mitgliedstaaten getroffen wird,
ist der Staat, in dessen Gebiet
sich der Sitz der Organisation
zu diesem Zeitpunkt befindet,
für die Abwicklung verantwort-
lich. Ein Überschuß ist unter
diejenigen Staaten zu verteilen,
die im Zeitpunkt der Auflösung
Mitglieder sind, und zwar im
Verhältnis zu den von ihnen
vom Zeitpunkt ihres Beitritts
zum Abkommen an tatsächlich
geleisteten Beiträgen. Ergibt sich
ein Fehlbetrag, so ist er von
diesen Mitgliedstaaten im Ver-
hältnis ihrer für das dann lau-
fende Rechnungsjahr festgesetz-
ten Beiträge zu tragen.

ARTIKEL XV

Unterzeichnung

Dieses Abkommen und das
beigefügte Finanzierungsproto-
koll, das einen wesentlichen Be-
standteil dieses Abkommens
bildet, liegen bis zum 31. De-
zember 1953 zur Unterzeich-
nung durch jeden Staat auf, der
den in Artikel III Ziffer 1 fest-
gesetzten Bedingungen ent-
spricht.

ARTIKEL XVI

Ratifizierung

1. Dieses Abkommen und das
beigefügte Finanzierungsproto-
koll unterliegen der Ratifizie-
rung.

2. Die Ratifikationsurkunden
sind beim Generaldirektor der
Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur zu hinter-
legen.

ARTIKEL XVII

Beitritt

1. Jeder den Bedingungen des
Artikels III Ziffer 1 oder 2 ent-
sprechende Staat, der nicht
Unterzeichnerstaat dieses Ab-
kommens ist, kann vom 1. Ja-
nuar 1954 an dem Abkommen
und dem Finanzierungsproto-
koll beitreten.
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2. Die Beitrittsurkunden sind
beim Generaldirektor der Or-
ganisation der Vereinten Natio-
nen für Erziehung, Wissenschaft
und Kultur zu hinterlegen.

ARTIKEL XVIII

Inkrafttreten

1. Dieses Abkommen und das
beigefügte Finanzierungsproto-
koll treten in Kraft, nachdem
sieben Staaten sie ratifiziert
haben oder ihnen beigetreten
sind, vorausgesetzt, daß

(a) die Summe ihrer Beiträge
nach dem in dem Anhang
zum Finanzierungsproto-
koll angegebenen Schlüssel
mindestens 75% beträgt
und

(b) sich die Schweiz als das
Land, in dem der Sitz der
Organisation sein wird,
unter diesen sieben Staaten
befindet.

2. Für jeden anderen Unter-
zeichner- oder beitretenden
Staat treten dieses Abkommen
und das beigefügte Finanzie-
rungsprotokoll mit Hinterle-
gung seiner Ratifikations- be-
ziehungsweise Beitrittsurkunde
in Kraft.

ARTIKEL XIX

Notifizierungen

1. Der Generaldirektor der
Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissen-
schaft und Kultur benachrichtigt
alle Unterzeichner- und beitre-
tenden Staaten sowie alle son-
stigen Staaten, die an der Kon-
ferenz über die Durchführung
von Arbeiten zur Errichtung
eines europäischen Laborato-
riums für kernphysikalische For-
schung im Dezember 1951 in
Paris und im Februar 1952 in
Genf teilgenommen haben, von
der Hinterlegung einer jeden
Ratifikations- oder Beitrittsur-
kunde und vom Inkrafttreten
dieses Abkommens.

2. Der Direktor der Organi-
sation unterrichtet alle Mit-
gliedstaaten und den General-
direktor der Organisation der
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Vereinten Nationen für Er-
ziehung, Wissenschaft und Kul-
tur von jedem Austritt oder
jeder Beendigung der Mitglied-
schaft.

ARTIKEL XX

Registrierung

Der Generaldirektor der Or-
ganisation der Vereinten Natio-
nen für Erziehung, Wissenschaft
und Kultur legt dieses Abkom-
men nach seinem Inkrafttreten
dem Generalsekretär der Ver-
einten Nationen zur Registrie-
rung gemäß Artikel 102 der
Satzung der Vereinten Natio-
nen vor.

ZU URKUND DESSEN
haben die unterzeichneten, von
ihren Regierungen hierzu ge-
hörig bevollmächtigten Ver-
treter dieses Abkommen unter-
schrieben.

GESCHEHEN zu Paris am
1. Juli 1953 in englischer und
französischer Sprache, wobei
beide Texte gleichermaßen
authentisch sind, in einer einzi-
gen Ausfertigung, die in den
Archiven der Organisation der
Vereinten Nationen für Er-
ziehung, Wissenschaft und Kul-
tur hinterlegt wird, deren Gene-
raldirektor allen Unterzeichner-
und beitretenden Staaten sowie
allen sonstigen Staaten, die an
der Konferenz über die Durch-
führung von Arbeiten zur Er-
richtung eines europäischen La-
boratoriums für kernphysika-
lische Forschung teilgenommen
haben, eine beglaubigte Ab-
schrift zustellt.

FINANZIERUNGSPROTO-
KOLL

ANLAGE ZUM ABKOM-
MEN ÜBER DIE ERRICH-
TUNG EINER EUROPÄI-
SCHEN ORGANISATION

FÜR KERNPHYSIKA-
LISCHE FORSCHUNG

DIE STAATEN, die Ver-
tragsparteien des Abkommens
über die Errichtung einer Euro-
päischen Organisation für kern-
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physikalische Forschung (im fol-
genden als „das Abkommen"
bezeichnet) sind,

WÜNSCHEN, eine Regelung
des Finanzgebarens dieser Or-
ganisation zu treffen, und

HABEN folgendes VEREIN-
BART:

ARTIKEL 1

Haushalt

(1) Das Rechnungsjahr der
Organisation läuft vom 1. Ja-
nuar bis zum 31. Dezember.

(2) Der Direktor legt alljähr-
lich spätestens am 1. September
dem Rat ins einzelne gehende
Voranschläge über Einnahmen
und Ausgaben für das folgende
Rechnungsjahr zur Prüfung und
Genehmigung vor.

(3) Die Voranschläge über
Einnahmen und Ausgaben sind
nach Kapiteln zu gliedern. Über-
tragungen innerhalb des Haus-
haltsplanes sind nur mit Er-
mächtigung des in Artikel 3 ge-
nannten Finanzausschusses zu-
lässig. Die genaue Form der
Voranschläge wird vom Finanz-
ausschuß nach gutachtlicher
Äußerung des Direktors be-
stimmt.

ARTIKEL 2

Nachtragshaushalt

Der Rat kann den Direktor
um Vorlage eines Nachtrags-
haushaltsplanes oder eines be-
richtigten Haushaltsplanes er-
suchen, wenn die Umstände dies
erfordern. Ein Beschluß, dessen
Durchführung zusätzliche Aus-
gaben mit sich bringt, gilt erst
dann als vom Rat genehmigt,
wenn dieser einen vom Direk-
tor vorgelegten Voranschlag für
die entsprechenden Mehraus-
gaben genehmigt hat.

ARTIKEL 3

Finanzausschuß

Der Rat setzt einen aus Ver-
tretern von fünf Mitgliedstaaten
bestehenden Finanzausschuß ein,
dessen Funktionen in einer vom
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Rat genehmigten Finanzord-
nung festgelegt werden. Der
Direktor legt diesem Ausschuß
zur Prüfung die Haushaltsvor-
anschläge vor, die sodann dem
Rat mit dem Bericht des Aus-
schusses übermittelt werden.

ARTIKEL 4

Beiträge

(1) Für den am 31. Dezember
1954 endenden Zeitabschnitt
stellt der Rat vorläufige Haus-
haltsvoranschläge auf, deren
Ausgaben nach Ziffer (1) des
Anhangs zu diesem Protokoll
durch Beiträge zu decken sind.

(2) Für die Rechnungsjahre
1955 und 1956 werden die ge-
nehmigten Haushaltsausgaben
durch Beiträge der Mitglied-
staaten gedeckt, deren Höhe im
Verhältnis der in Ziffer (2) des
Anhangs zu diesem Protokoll
angegebenen Prozentsätze fest-
gesetzt wird, wobei als verein-
bart gilt, daß die Bestimmungen
des Artikels VII Ziffer 1 Ab-
satz (b) unter (i) und (ii) des
Abkommens Anwendung fin-
den.

(3) Vom 1. Januar 1957 an
werden die genehmigten Haus-
haltsausgaben durch Beiträge der
Mitgliedstaaten nach Artikel VII
Ziffer 1 des Abkommens ge-
deckt.

(4) Wird ein Staat nach dem
31. Dezember 1954 Mitglied der
Organisation, so werden die Bei-
träge aller Mitgliedstaaten neu
festgesetzt, und der neue Schlüs-
sel tritt mit Beginn des laufen-
den Rechnungsjahres in Kraft.
Eine Rückerstattung gezahlter
Beträge erfolgt, soweit dies zur
Anpassung der von allen Mit-
gliedstaaten für das betreffende
Jahr zu zahlenden Beiträge an
den neuen Schlüssel erforderlich
ist.

(5) (a) Der Finanzausschuß be-
stimmt im Benehmen mit
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dem Direktor die Modali-
täten für die Beitragsent-
richtung, um ein ord-
nungsgemäßes Finanzge-
baren der Organisation
sicherzustellen.

(b) Alsdann teilt der Direktor
den Mitgliedstaaten die
Höhe ihrer Beiträge und
die Zahlungstermine mit.

ARTIKEL 5

Währung der Beitragszahlungen

(1) Der Haushalt der Organi-
sation wird in der Währung des
Landes aufgestellt, in dem die
Organisation ihren Sitz hat. Die
Beiträge der Mitgliedstaaten
sind gemäß den jeweils gelten-
den Zahlungsregelungen in
dieser Währung zu entrichten.

(2) Der Rat kann jedoch
die Mitgliedstaaten auffordern,
einen Teil ihrer Beiträge in
irgendeiner anderen Währung
zu entrichten, deren die Or-
ganisation zur Erfüllung ihrer
Aufgaben bedarf.

ARTIKEL 6

Betriebsmittelfonds

Der Rat kann einen Betriebs-
mittelfonds einrichten.

ARTIKEL 7

Buchführung und Rechnungs-
prüfung

(1) Der Direktor sorgt für die
richtige Verbuchung aller Ein-
nahmen und Ausgaben.

(2) Der Rat ernennt auf zu-
nächst drei Jahre Rechnungs-
prüfer, deren Auftrag erneuert
werden kann. Die Rechnungs-
prüfer prüfen die Buchführung
der Organisation, insbesondere
um zu bescheinigen, daß die
Ausgaben im Rahmen der in
Artikel 3 vorgesehenen Finanz-
ordnung den Haushaltsvoran-
schlägen entsprechen. Die Rech-
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nungsprüfer nehmen auch die
sonstigen in der Finanzordnung
angegebenen Aufgaben wahr.

(3) Der Direktor erteilt den
Rechnungsprüfern alle Aus-
künfte und gewährt ihnen jede
Hilfe, deren sie zur Erfüllung
ihrer Aufgaben bedürfen.

ZU URKUND DESSEN
haben die unterzeichneten, von
ihren Regierungen hierzu ge-
hörig bevollmächtigten Vertre-
ter dieses Protokoll unterschrie-
ben.

GESCHEHEN zu Paris am
1. Juli 1953 in englischer und
französischer Sprache, wobei
beide Texte gleichermaßen au-
thentisch sind, in einer einzigen
Ausfertigung, die in den Archi-
ven der Organisation der Ver-
einten Nationen für Erziehung,
Wissenschaft und Kultur hinter-
legt wird, deren Generaldirek-
tor allen Unterzeichner- und
beitretenden Staaten sowie allen
sonstigen Staaten, die an der,
Konferenz über die Durchfüh-
rung von Arbeiten zur Errich-
tung eines europäischen Labora-
toriums für kernphysikalische
Forschung teilgenommen haben,
eine beglaubigte Abschrift zu-
stellt.

ANHANG
(1) Beiträge für den am

31. Dezember 1954 endenden
Zeitabschnitt.

(a) Die Staaten, welche Ver-
tragsparteien des Abkom-
mens am Tage seines In-
krafttretens sind, sowie
alle anderen Staaten, die
während des am 31. De-
zember 1954 endenden
Zeitabschnittes Mitglieder
der Organisation werden,
bringen zusammen die
Gesamtheit der auf Grund
der vom Rat gemäß Ar-
tikel 4 Ziffer 1 getrof-
fenen vorläufigen Haus-
haltsmaßnahmen erfor-
derlichen Beträge auf.
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(b) Die Beiträge der Staaten,
welche im Zeitpunkt der
ersten derartigen vorläufi-
gen Haushaltsmaßnahmen
des Rates Mitglieder der
Organisation sind, werden
vorläufig gemäß Artikel 4
Ziffer 2 unter Berücksich-
tigung der in Artikel VII
Ziffer 1 Absatz (b) unter
(i) und (ii) enthaltenen
Bedingungen mit der
Maßgabe festgesetzt, daß
hinsichtlich der Einschrän-
kung unter (i) 25% als
durch 30% ersetzt gilt.

(c) Die Festsetzung der Bei-
träge für die Staaten, die
in der Zeit zwischen den
ersten vorläufigen Haus-
haltsmaßnahmen und dem
31. Dezember 1954 Mit-
glieder der Organisation
werden, erfolgt vorläufig
in der Weise, daß die vor-
läufigen Beiträge aller
Mitgliedstaaten nach dem
Verhältnis der in Ziffer 2
dieses Anhangs angegebe-
nen Prozentsätze berech-
net werden. Die Beiträge
dieser neuen Mitglieder
dienen entweder, wie im
nachstehenden Absatz (d)
vorgesehen, zur späteren
Rückerstattung eines Teils
der zuvor von den an-
deren Mitgliedstaaten ent-
richteten vorläufigen Bei-
träge oder zur Deckung
der vom Rat während
dieses Zeitraums geneh-
migten zusätzlichen Be-
reitstellungen von Haus-
haltsmitteln.

(d) Der endgültige Betrag der
für den am 31. Dezember
1954 endenden Zeitraum
von allen Staaten, die an
dem genannten Tage Mit-
glieder der Organisation
sind, geschuldeten Bei-
träge wird rückwirkend
auf Grund des Gesamt-
haushalts für den betref-
fenden Zeitraum in der
Weise festgesetzt, daß er
dem Betrage entspricht,
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der erhoben worden wäre,
wenn alle diese Staaten
Vertragsparteien des Ab-
kommens im Augenblick
seines Inkrafttretens ge-
wesen wären. Jeder von
einem Mitgliedstaat über
den rückwirkend festge-
setzten Beitrag hinaus ent-
richtete Betrag wird die-
sem Mitgliedstaat gutge-
schrieben.

(e) Sind alle in dem in Zif-
fer 2 dieses Anhangs ent-
haltenen Schlüssel aufge-
führten Staaten vor dem
31. Dezember 1954 Mit-
glied der Organisation ge-
worden, so berechnen sich
ihre Beiträge zum Ge-
samthaushalt für den ge-
nannten Zeitraum nach
den in diesem Schlüssel
angegebenen Sätzen.

(2) Schlüssel für die Berech-
nung der Beiträge für des Zeit-
raum bis zum 31. Dezember
1956.

und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte Erfüllung der in diesem
Abkommen enthaltenen Bestimmungen.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde vom Bundespräsidenten unterzeichnet,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Unterricht, vom Bundesminister für Finanzen und
vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 29. Oktober 1959.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Unterricht:
Drimmel

Der Bundesminister für Finanzen:
Kamitz

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Das vorstehende Abkommen ist gemäß seinem Artikel XVIII für Österreich am 10. November
1959 in Kraft getreten. Dem Abkommen gehören folgende weitere Staaten an: Belgien, Dänemark,
die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Griechenland, Italien, Jugoslawien, die Niederlande,
Norwegen, Schweden, die Schweiz und das Vereinigte Königreich von Großbritannien und Nord-
irland.

Raab

42.

Nachdem das Europäische Übereinkommen zur friedlichen Beilegung von Streitigkeiten,
welches also lautet:

(Übersetzung.)

EUROPÄISCHES ÜBER-
EINKOMMEN ZUR FRIED-

LICHEN BEILEGUNG
VON STREITIGKEITEN

Die Unterzeichnerregierun-
gen, Mitglieder des Europarats —

in der Erwägung, daß es das
Ziel des Europarats ist, eine
engere Verbindung zwischen
seinen Mitgliedern herbeizu-
führen,

in der Überzeugung, daß die
Feststellung eines auf Gerechtig-
keit beruhenden Friedens für
die Erhaltung der menschlichen
Gesellschaft und Zivilisation von
lebenswichtiger Bedeutung ist,

entschlossen, alle etwa zwi-
schen ihnen entstehenden Strei-
tigkeiten mit friedlichen Mitteln
beizulegen —

sind wie folgt übereingekom-
men:
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KAPITEL I
Gerichtliche Beilegung

A r t i k e l 1
Die Hohen Vertragschließen-

den Parteien werden alle zwi-
schen ihnen entstehenden völ-
kerrechtlichen Streitigkeiten
dem Internationalen Gerichtshof
zur Entscheidung vorlegen, ins-
besondere Streitigkeiten über

a) die Auslegung eines Ver-
trags;

b) eine Frage des Völker-
rechts;

c) das Bestehen einer Tat-
sache, die, wenn sie bewie-
sen wäre, die Verletzung
einer internationalen Ver-
pflichtung bedeuten wür-
de;

d) Art und Umfang der we-
gen Verletzung einer in-
ternationalen Verpflich-
tung geschuldeten Wieder-
gutmachung.

Artikel 2
(1) Artikel 1 läßt die Ver-

pflichtungen unberührt, durch
welche die Hohen Vertrag-
schließenden Parteien die Ge-
richtsbarkeit des Internationalen
Gerichtshofs zur Beilegung an-
derer als der in Artikel 1 er-
wähnten Streitigkeiten aner-
kannt haben oder anerkennen
werden.

(2) Die an einer Streitigkeit
beteiligten Parteien können
vereinbaren, der gerichtlichen
Beilegung ein Vergleichsverfah-
ren vorausgehen zu lassen.

A r t i k e l 3

Die Hohen Vertragschließen-
den Parteien, welche nicht Par-
teien des Statuts des Internatio-
nalen Gerichtshofs sind, treffen
die erforderlichen Maßnahmen,
um Zutr i t t zum Internationalen
Gerichtshof zu erhalten.

KAPITEL II

Vergleichsverfahren

A r t i k e l 4
(1) Die Hohen Vertrag-

schließenden Parteien werden
alle zwischen ihnen entstehen-
den Streitigkeiten, die nicht
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unter Artikel 1 fallen, einem
Vergleichsverfahren unterwer-
fen.

(2) Die an einer im vorliegen-
den Artikel bezeichneten Strei-
tigkeit beteiligten Parteien kön-
nen jedoch vereinbaren, die
Streitigkeit ohne vorausgehen-
des Vergleichsverfahren einem
Schiedsgericht vorzulegen.

A r t i k e l 5
Entsteht eine Streitigkeit der

in Artikel 4 bezeichneten Art,
so wird sie einer in der Sache
zuständigen Ständigen Ver-
gleichskommission vorgelegt, so-
fern eine solche bereits von den
beteiligten Parteien eingesetzt
worden ist. Vereinbaren die Par-
teien, diese Kommission nicht
anzurufen, oder besteht eine
solche nicht, so wird die Streitig-
keit einer Besonderen Ver-
gleichskommission vorgelegt,
welche die Parteien innerhalb
von drei Monaten, nachdem die
eine Partei bei der anderen
einen entsprechenden Antrag
gestellt hat, zu bilden haben.

A r t i k e l 6
Sofern die beteiligten Parteien

nichts anderes vereinbaren, wird
die Besondere Vergleichskom-
mission wie folgt gebildet:

Die Kommission besteht aus
fünf Mitgliedern. Jede Partei
ernennt ein Mitglied, das sie
unter ihren Staatsangehörigen
auswählen kann. Die drei ande-
ren Mitglieder einschließlich des
Vorsitzenden werden im gegen-
seitigen Einvernehmen unter
den Angehörigen dritter Staaten
ausgewählt. Diese drei Kommis-
sionsmitglieder müssen verschie-
denen Staaten angehören und
dürfen weder ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt im Hoheits-
gebiet der beteiligten Parteien
haben, noch in deren Diensten
stehen.

A r t i k e l 7
Erfolge die Ernennung der

gemeinsam zu bestellenden
Kommissionsmitglieder nicht
innerhalb der in Artikel 5 vor-
gesehenen Frist, so wird die
Regierung eines dritten Staates,
die von den Parteien im gegen-
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seitigen Einvernehmen auszu-
wählen ist oder, wenn ein Ein-
vernehmen nicht binnen drei
Monaten zustande kommt, der
Präsident des Internationalen
Gerichtshofs mit der Vornahme
der erforderlichen Ernennun-
gen betraut. Besitzt dieser die
Staatsangehörigkeit einer am
Streit beteiligten Partei, so wird
diese Aufgabe dem Vizepräsi-
denten oder dein dienstältesten
Richter des Gerichtshofs über-
tragen, der nicht Staatsange-
höriger einer am Streit betei-
ligten Partei ist.

A r t i k e l 8
Sitze, die durch Todesfall,

Rücktritt oder sonstige Verhin-
derung frei werden, sind in
kürzester Frist nach dem für die
Ernennung vorgesehenen Ver-
fahren wieder zu besetzen.

A r t i k e l 9
(1) Streitigkeiten werden der

Besonderen Vergleichskommis-
sion durch einen Antrag vorge-
legt, der von den beiden Par-
teien im gegenseitigen Einver-
nehmen oder, in Ermangelung
eines solchen, von einer der bei-
den Parteien an den Vorsitzen-
den gerichtet wird.

(2) Der Antrag enthält eine
kurze Darstellung des Streit-
gegenstandes und das Ersuchen
an die Kommission, alle Maß-
nahmen zu treffen, die geeignet
sind, zu einem Vergleich zu
führen.

(3) Geht der Antrag nur von
einer Partei aus, so hat diese ihn
unverzüglich der Gegenpartei
zu notifizieren.

A r t i k e l 10

(1) Die Besondere Vergleichs-
kommission tritt, sofern die
Parteien nichts anderes vereinba-
ren, am Sitz des Europarats
oder an einem anderen von
ihrem Vorsitzenden bestimmten
Ort zusammen.

(2) Die Kommission kann
jederzeit den Generalsekretär
des Europarats um seine Unter-
stützung ersuchen.
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A r t i k e l 11

Die Sitzungen der Besonderen.
Vergleichskommission sind nur
dann öffentlich, wenn die Kom-
mission dies mit Zustimmung
der Parteien beschließt.

A r t i k e l 12

(1) Sofern die Parteien nichts
anderes vereinbaren, setzt die
Besondere Vergleichskommission
selbst ihr Verfahren fest, das
den Grundsatz des beiderseiti-
gen Gehörs Vorsehen muß. Für
die Untersuchung hat sich die
Kommission, vorbehaltlich der
Bestimmungen dieses Überein-
kommens, an den Dritten Titel
des Haager Übereinkommens
vom 18. Oktober 1907 zur
friedlichen Erledigung inter-
nationaler Streitfälle zu haken,
es sei denn, daß sie hierüber
einen gegenteiligen Beschluß
faßt.

(2) Die Parteien werden bei
der Vergleichskommission durch
Bevollmächtigte vertreten, deren
Aufgabe es ist, als Mittels-
personen zwischen ihnen und
der Kommission zu handeln;
die Parteien können außerdem
Rechtsbeistände und Sachver-
ständige, die sie zu diesem
Zweck ernennen, hinzuziehen
sowie die Vernehmung aller
Personen beantragen, deren Aus-
sage ihnen sachdienlich erscheint.

(3) Die Kommission ist ihrer-
seits berechtigt, von den Bevoll-
mächtigten, Rechtsbeiständen
und Sachverständigen beider
Parteien sowie von allen Per-
sonen, die mit Zustimmung ihrer
Regierung vorzuladen sie für
sachdienlich hält, mündliche Aus-
künfte zu verlangen.

A r t i k e l 13

Sofern die Parteien nichts an-
deres vereinbaren, werden die
Beschlüsse der Besonderen Ver-
gleichskommission mit Stimmen-
mehrheit gefaßt; außer in Ver-
fahrensfragen ist die Kommis-
sion nur dann beschlußfähig,
wenn alle Mitglieder anwesend
sind.
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A r t i k e l 14

Die Parteien erleichtern die
Arbeiten der Besonderen Ver-
gleichskommission und lassen
ihr insbesondere in größtmög-
lichem Ausmaße alle sachdien-
lichen Urkunden und Auskünfte
zukommen. Sie werden alle
ihnen zu Gebot stehenden Mit-
tel einsetzen, um in ihrem
Hoheitsgebiet entsprechend
ihren Rechtsvorschriften der
Vergleichskommission die Vor-
ladung und Vernehmung von
Zeugen und Sachverständigen
sowie die Vornahme des Augen-
scheins zu ermöglichen.

A r t i k e l 15

(1) Der Besonderen Vergleichs-
kommission obliegt es, die strei-
tigen Fragen zu klären, zu die-
sem Zweck im Wege der Unter-
suchung oder auf andere Weise
alle sachdienlichen Auskünfte zu
sammeln und sich zu bemühen,
einen Vergleich zwischen den
Parteien herbeizuführen. Sie
kann nach Prüfung des Falles
den Parteien die Bedingungen
der ihr angemessen erscheinen-
den Regelung bekanntgeben und
ihnen «ine Frist zur Abgabe
einer Erklärung setzen.

(2) Zum Abschluß ihrer Ar-
beiten setzt die Kommission ein
Protokoll auf, das je nach Lage
des Falles feststellt, daß sich die
Parteien verständigt haben und
gegebenenfalls unter welchen Be-
dingungen diese Verständigung
zustandegekommen ist, oder
aber, daß eine Einigung zwischen
den Parteien nicht erzielt wer-
den konnte. In dem Protokoll
wird nicht erwähnt, ob die
Kommission ihre Beschlüsse ein-
stimmig oder mit Stimmen-
mehrheit gefaßt hat.

(3) Die Arbeiten der Kom-
mission müssen, sofern die Par-
teien nichts anderes vereinbaren,
binnen sechs Monaten nach dem
Tage beendet sein, an dem die
Kommission mit der Streitigkeit
befaßt worden ist.

A r t i k e l 16

Das Protokoll der Kommis-
sion ist den Parteien unverzüg-
lich zur Kenntnis zu bringen.
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Es darf nu r mit ihrer Zustim-
mung veröffentlicht werden.

A r t i k e l 17

(1) Für die Dauer seiner Tätig-
keit erhält jedes Kommissions-
mitglied eine Vergütung, deren
Höhe die Parteien im gegen-
seitigen Einvernehmen festsetzen
und zu gleichen Teilen tragen.

(2) Die bei der Tätigkeit der
Kommission entstehenden all-
gemeinen Kosten werden in der
gleichen Weise aufgeteilt.

A r t i k e l 18

Bei Streitigkeiten, die sowohl
im Vergleichsverfahren. zu
regelnde Fragen als auch gericht-
lich beizulegende Fragen umfas-
sen, ist jede am Streit beteiligte
Partei berechtigt, zu verlangen,
daß die gerichtliche Entschei-
dung über die Rechtsfragen dem
Vergleichsverfahren vorausgeht.

KAPITEL III

Schiedsverfahren

A r t i k e l 19

Die Hohen Vertragschließen-
den Parteien unterwerfen dem
Schiedsverfahren mit Ausnahme
der in Artikel 1 bezeichneten
alle zwischen ihnen entstehen-
den Streitigkeiten, über die des-
halb kein Vergleich zustande
gekommen ist, weil die Parteien
vereinbart haben, ein voraus-
gehendes Vergleichsverfahren
nicht in Anspruch zu nehmen,
oder weil ein solches Verfahren
erfolglos geblieben ist.

A r t i k e l 20

(1) Die antragstellende Partei
gibt der anderen Partei den An-
spruch, den sie im Schiedsver-
fahren geltend zu machen be-
absichtigt, die Gründe, auf die
sie ihren Anspruch stützt, sowie
den Namen des von ihr er-
nannten Schiedsrichters bekannt.

(2) Sofern die beteiligten Par-
teien nichts anderes vereinbaren,
wird das Schiedsgericht wie folgt
gebildet: Das Schiedsgericht be-
steht aus fünf Mitgliedern. Jede
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Partei ernennt ein Mitglied, das
sie unter ihren Staatsangehöri-
gen auswählen kann. Die drei
anderen Schiedsrichter ein-
schließlich des Vorsitzenden
werden im gegenseitigen Ein-
vernehmen unter den Ange-
hörigen dritter Staaten aus-
gewählt. Sie müssen verschie-
denen Staaten angehören und
dürfen weder ihren gewöhn-
lichen Aufenthalt im Hoheits-
gebiet der beteiligten Parteien
haben noch in deren Diensten
stehen.

A r t i k e l 21

Erfolgt die Ernennung der
Mitglieder des Schiedsgerichts
nicht binnen drei Monaten,
nachdem die eine Partei an die
andere das Ersuchen gerichtet
hat, ein Schiedsgericht zu be-
stellen, so wird die von den Par-
teien gemeinsam bezeichnete Re-
gierung eines dritten Staats oder,
wenn eine Einigung nicht bin-
nen drei Monaten zustande
kommt, der Präsident des Inter-
nationalen Gerichtshofs mit der
Vornahme der erforderlichen
Ernennungen betraut. Besitzt
dieser die Staatsangehörigkeit
einer am Streit beteiligten Par-
tei, so wird diese Aufgabe dem
Vizepräsidenten oder dem
dienstältesten Richter des Ge-
richtshofs übertragen, der nicht
Staatsangehöriger einer am
Streit beteiligten Partei ist.

A r t i k e l 22

Sitze, die durch Todesfall,
Rücktritt oder sonstige Ver-
hinderung frei werden, sind in
kürzester Frist nach dem für die
Ernennung vorgesehenen Ver-
fahren wieder zu besetzen.

A r t i k e l 23

Die Parteien schließen einen
Schiedsvertrag, in dem sie den
Streitgegenstand und das Ver-
fahren festlegen.

A r t i k e l 24

Enthält der Schiedsvertrag be-
züglich der in Artikel 23 be-
zeichneten Punkte keine hin-
reichend genauen Angaben, so
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finden nach Möglichkeit die Be-
stimmungen des Vierten Titels
des Haager Übereinkommens
vom 18. Oktober 1907 zur
friedlichen Erledigung inter-
nationaler Streitfälle Anwen-
dung.

A r t i k e l 25
Kommt ein Schiedsvertrag

nicht binnen drei Monaten nach
der Bestellung des Schieds-
gerichts zustande, so wird das
Schiedsgericht auf Antrag einer
der beiden Parteien mit der An-
gelegenheit befaßt.

A r t i k e l 26
Falls der Schiedsvertrag keine

entsprechenden Bestimmungen
enthält oder ein Schiedsvertrag
nicht besteht, entscheidet das
Schiedsgericht ex aequo et bono
unter Berücksichtigung der all-
gemeinen Grundsätze des
Völkerrechts vorbehaltlich der
für die Parteien verbindlichen
vertraglichen Verpflichtungen
und endgültigen Entscheidungen
internationaler Gerichte.

KAPITEL IV
Allgemeine Bestimmungen

A r t i k e l 27
Dieses Übereinkommen findet

keine Anwendung
a) auf Streitigkeiten, die Tat-

sachen oder Verhältnisse
aus der Zeit vor dem In-
krafttreten dieses Überein-
kommens zwischen den
am Streit beteiligten Par-
teien betreffen;

b) auf Streitigkeiten über
Fragen, die nach Völker-
recht in die ausschließlich
innerstaatliche Zuständig-
keit fallen.

A r t i k e l 28
(1) Dieses Übereinkommen

findet keine Anwendung auf
Streitigkeiten, die auf Grund
einer zwischen den Parteien ge-
troffenen oder in der Folge zu
treffenden Vereinbarung einem
anderen Verfahren zur fried-
lichen Beilegung zu unterwerfen
sind. Hinsichtlich der in Artikel
1 bezeichneten Streitigkeiten
verzichten jedoch die Hohen
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Vertragschließenden Parteien
darauf, sich untereinander auf
Vereinbarungen zu berufen, die
kein zu einer verbindlichen
Entscheidung führendes Ver-
fahren vorsehen.

(2) Durch dieses Übereinkom-
men wird die Anwendung der
am 4. November 1950 unter-
zeichneten Konvention zum
Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten und des am
20. März 1952 unterzeichneten
Zusatzprotokolls zu dieser Kon-
vention nicht berührt.

A r t i k e l 29

(1) Fällt der Gegenstand einer
Streitigkeit nach dem innerstaat-
lichen Recht einer Partei in die
Zuständigkeit ihrer Gerichts-
oder Verwaltungsbehörden, so
kann diese Partei Widerspruch
dagegen erheben, daß die
Streitigkeit einem in diesem
Übereinkommen vorgesehenen
Verfahren unterworfen wird,
bevor die zuständige Behörde
innerhalb einer angemessenen
Frist eine endgültige Entschei-
dung getroffen hat.

(2) Ist eine endgültige Ent-
scheidung im innerstaatlichen
Rechtsbereich ergangen, so ist es
mit Ablauf von fünf Jahren
nach dieser Entscheidung nicht
mehr zulässig, die in diesem
Übereinkommen vorgesehenen
Verfahren in Anspruch zu
nehmen.

A r t i k e l 30

Steht der Durchführung einer
gerichtlichen Entscheidung oder
eines Schiedsspruchs eine von
einem Gericht oder einer an-
deren Behörde einer am Streit
beteiligten Partei getroffene Ent-
scheidung oder Verfügung ent-
gegen und können nach dem
innerstaatlichen Recht dieser
Partei die Folgen dieser Ent-
scheidung oder Verfügung nicht
oder nur unvollkommen be-
seitigt werden, so hat der Inter-
nationale Gerichtshof oder das
Schiedsgericht nötigenfalls der
geschädigten Partei eine ange-
messene Genugtuung zuzu-
erkennen.
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A r t i k e l 31

(1) In allen Fällen, in denen
die Streitigkeit Gegenstand eines
Gerichts- oder Schiedsgerichts-
verfahrens ist, insbesondere,
wenn die zwischen den Parteien
streitige Frage aus bereits voll-
zogenen oder unmittelbar be-
vorstehenden Handlungen her-
rührt, ordnet der Internationale
Gerichtshof gemäß Artikel 41
seines Statuts oder das Schieds-
gericht so schnell wie möglich
an, welche vorläufigen Maß-
nahmen zu treffen sind. Die am
Streit beteiligten Parteien sind
verpflichtet, diese Anordnung
zu befolgen.

(2) Ist eine Vergleichskom-
mission mit der Streitigkeit be-
faßt, so kann sie den Parteien
diejenigen vorläufigen Maß-
nahmen, empfehlen, die sie für
zweckdienlich hält.

(3) Die Parteien enthalten sich
jeder Maßnahme, die eine nach-
teilige Rückwirkung auf die
Durchführung der gerichtlichen
Entscheidung oder des Schieds-
spruchs oder auf die von der
Vergleichskommission vorge-
schlagene Regelung haben
könnte und nehmen keinerlei
Handlungen vor, die geeignet
sind, die Streitigkeit zu ver-
schärfen oder auszudehnen.

A r t i k e l 32
(1) Dieses Übereinkommen

findet zwischen den Parteien
auch dann Anwendung, wenn
ein dritter Staat, gleichgültig,
ob er Vertragspartei des Über-
einkommens ist oder nicht, an
der Streitigkeit ein Interesse hat.

(2) Im Vergleichsverfahren
können die Parteien im gegen-
seitigen Einvernehmen einen
dritten Staat zur Teilnahme
auffordern.

A r t i k e l 33

(1) Hat beim Gerichts- oder
Schiedsgerichtsverfahren ein drit-
ter Staat nach seiner Auffassung
ein berechtigtes Interesse an
einer Streitigkeit, so kann er
beim Internationalen Gerichts-
hof oder beim Schiedsgericht be-
antragen, seinen Beitritt zum
Verfahren zuzulassen.
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(2) Über diesen Antrag ent-
scheidet der Internationale Ge-
richtshof oder das Schiedsgericht.

A r t i k e l 34

(1) Jede der Hohen Vertrag-
schließenden Parteien kann bei
Hinterlegung ihrer Ratifi-
kationsurkunde erklären, daß sie

a) das Kapitel III über das
Schiedsverfahren oder

b) die Kapitel II und III über
das Vergleichs- und das
Schiedsverfahren nicht an-
wenden wird.

(2) Eine Hohe Vertragschlie-
ßende Partei kann sich nur auf
diejenigen Bestimmungen dieses
Übereinkommens berufen, die
sie selbst angenommen hat.

A r t i k e l 35
(1) Die Hohen Vertragschlie-

ßenden Parteien können nur
solche Vorbehalte erklären, die
darauf abzielen, diejenigen Strei-
tigkeiten von der Anwendung
dieses Übereinkommens auszu-
schließen, die sich auf be-
stimmte Einzelfälle oder beson-
dere, genau bezeichnete Materien
wie zum Beispiel den Gebiets-
stand beziehen oder in genau
umschriebene Kategorien fallen.
Ha t eine Hohe Vertragschlie-
ßende Partei einen Vorbehalt
gemacht, so können sich die
anderen Parteien ihr gegenüber
auf den gleichen Vorbehalt be-
rufen.

(2) Ein von einer Partei ge-
machter Vorbehalt ist, sofern
nicht ausdrücklich etwas anderes
erklärt wird, so zu verstehen,
daß er. sich nicht auf das Ver-
gleichsverfahren erstreckt.

(s) Mit Ausnahme des in Ab-
satz (4) vorgesehenen Falls ist
jeder Vorbehalt anläßlich der
Hinterlegung der Ratifikations-
urkunde zu diesem Überein-
kommen zu erklären.

(4) Erkennt eine Hohe Ver-
tragschließende Partei die obli-
gatorische Gerichtsbarkeit des
Internationalen Gerichtshofs
gemäß Artikel 36 Absatz 2
seines Statuts unter Vorbehal-
ten an oder ändert sie diese
Vorbehalte, so kann diese Hohe
Vertragschließende Partei durch
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eine einfache Erklärung, vorbe-
haltlich der Absätze (1) und (2)
des vorliegenden Artikels, die-
selben Vorbehalte zu diesem
Übereinkommen machen. Diese
Vorbehalte entbinden die be-
treffende Hohe Vertrag-
schließende Partei nicht von den
Verpflichtungen aus diesem
Übereinkommen in bezug auf
Streitigkeiten, die Tatsachen
oder Verhältnisse betreffen,
welche vor dem Zeitpunkt der
Erklärung dieser Vorbehalte
entstanden sind. Diese Streitig-
keiten müssen jedoch innerhalb
eines Jahres nach dem genann-
ten Zeitpunkt einer Behandlung
nach einem gemäß diesem Über-
einkommen anwendbaren Ver-
fahren unterworfen werden.

A r t i k e l 36

Eine Hohe Vertragschließen-
de Partei, die dieses Überein-
kommen nur teilweise oder
unter Vorbehalten angenommen
hat, kann jederzeit durch eine
einfache Erklärung den Umfang
ihrer Verpflichtung erweitern
oder ihre Vorbehalte ganz oder
teilweise zurücknehmen.

A r t i k e l 37

Die in Artikel 35 Absatz (4)
und in Artikel 36 vorgesehenen
Erklärungen sind an den Gene-
ralsekretär des Europarats zu
richten, der den Hohen Ver-
tragschließenden Parteien Ab-
schriften übermittelt.

A r t i k e l 38

(1) Streitigkeiten über die Aus-
legung oder Anwendung dieses
Übereinkommens einschließlich
solcher über die Einordnung der
Streitigkeiten und die Tragweite
etwaiger Vorbehalte sind dem
Internationalen Gerichtshof vor-
zulegen. Jedoch kann der Ein-
wand, eine Hohe Vertrag-
schließende Partei sei in einem
bestimmten Fall nicht verpflich-
tet, eine Streitigkeit dem
Schiedsverfahren zu unterwer-
fen, dem Internationalen Ge-
richtshof nur binnen drei Mona-
ten nach dem Zeitpunkt zur
Entscheidung vorgelegt werden,



480 12. Stück — Ausgegeben am 16. Feber 1960 — Nr. 42

zu dem die eine Partei der ande-
ren ihre Absicht notifiziert hat,
das Schiedsverfahren in An-
spruch zu nehmen. Nach Ablauf
dieser Frist ist das Schiedsgericht
für die Entscheidung über die-
sen Einwand zuständig. Die
Entscheidung des Internationa-
len Gerichtshofs ist für die mit
der Streitigkeit befaßten Stellen
bindend.

(2) Wird der Internationale
Gerichtshof gemäß Absatz (1)
angerufen, so tritt bis zu: seiner
Entscheidung eine Unterbre-
chung des betreffenden Ver-
gleichs- oder Schiedsverfahrens
ein.

A r t i k e l 39

(1) Die Hohen Vertrag-
schließenden Parteien werden
der Entscheidung des Internatio-
nalen Gerichtshofs oder dem
Schiedsspruch des Schiedsgerichts
in jeder Streitigkeit, an der sie
beteiligt sind, nachkommen.

(2) Erfüllt eine an einer Strei-
tigkeit beteiligte Partei nicht die
Verpflichtungen, die sich für sie
aus einer Entscheidung des Inter-
nationalen Gerichtshofs oder
einem Schiedsspruch des Schieds-
gerichts ergeben, so kann sich
die andere Partei an das Mini-
sterkomitee des Europarats wen-
den; dieses kann,* soweit es dies
für erforderlich erachtet, mit
Zweidrittelmehrheit der zur
Teilnahme an seinen Sitzungen
berechtigten Vertreter Emp-
fehlungen aussprechen, um die
Durchführung der Entscheidung
oder des Schiedsspruchs sicher-
zustellen.

A r t i k e l 40

(1) Eine Hohe Vertrag-
schließende Partei kann dieses
Übereinkommen erst nach Ab-
lauf von fünf Jahren nach dem
Zeitpunkt, in dem es für sie in
Kraft tritt, und unter Einhal-
tung einer Kündigungsfrist von
sechs Monaten durch eine an
den Generalsekretär des Europa-
rats gerichtete Mitteilung kün-
digen; dieser setzt die anderen
Hohen Vertragschließenden Par-
teien davon in Kenntnis.
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(2) Die Kündigung entbindet
die betreffende Hohe Vertrag-
schließende Partei nicht von den
Verpflichtungen, aus diesem
Übereinkommen in bezug auf
Streitigkeiten, die Tatsachen
oder Verhältnisse betreffen, wel-
che vor dem Zeitpunkt der Mit-
teilung der Kündigung gemäß
Absatz (1) entstanden sind.
Diese Streitigkeiten müssen je-
doch innerhalb eines Jahres nach
dem genannten Zeitpunkt einer
Behandlung nach einem gemäß
diesem Übereinkommen an-
wendbaren Verfahren unter-
worfen werden.

(3) Mit der gleichen Maßgabe
hört jede Hohe Vertrag-
schließende Partei, deren Mit-
gliedschaft beim Europarat
endet, ein Jahr nach dem ge-
nannten Zeitpunkt auf, Ver-
tragspartei dieses Übereinkom-
mens zu sein.

Artikel 41

(1) Dieses Übereinkommen
liegt zur Unterzeichnung durch
die Mitglieder des Europarats
auf. Es bedarf der Ratifizierung.
Die Ratifikationsurkunden wer-
den beim Generalsekretär des
Europarats hinterlegt.

(2) Dieses Übereinkommen
tritt mit dem Tage der Hinter-
legung der zweiten Ratifikations-
urkunde in Kraft.

(3) Für jede Unterzeichner-
regierung, die das Übereinkom-
men zu einem späteren Zeit-
punkt ratifiziert, tritt es mit
dem Tag der Hinterlegung ihrer
Ratifikationsurkunde in Kraft.

(4) Der Generalsekretär des
Europarats notifiziert allen Mit-
gliedern des Europarats das In-
krafttreten des Übereinkom-
mens, die Namen der Hohen
Vertragschließenden Parteien,
die es ratifiziert haben, sowie
jede später erfolgende Hinter-
legung einer Ratifikationsur-
kunde.

Zu Urkund dessen haben die
hierzu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Übereinkom-
men mit ihrer Unterschrift ver-
sehen.

Geschehen zu Straßburg am
29. April 1957 in englischer und
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französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
verbindlich ist, in einer Ur-
schrift, die im Archiv des Euro-
parats hinterlegt wird. Der
Generalsekretär übermittelt je-
der Unterzeichnerregierung eine
beglaubigte Abschrift.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die
gewissenhafte Erfüllung der in diesem Übereinkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegen-
gezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 19. Dezember 1959.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kreisky

Dieses Übereinkommen ist gemäß seinem Artikel 41 am 15. Jänner 1960 für Österreich in
Kraft getreten. Zu diesem Zeitpunkte war das Übereinkommen für folgende Staaten in Geltung:
Dänemark, Niederlande, Norwegen und Schweden. Die Niederlande und Schweden haben die
Anwendung des Kapitels III (Schiedsverfahren) ausgeschlossen.

Raab


